
A U S D E R P R A X I S F Ü R D I E P R A X I S
Liebe Leserin, lieber Leser,

unser Titelbild soll es wider-

spiegeln: Auch in der zwölf -

ten Ausgabe unseres Justiz-

Newsletter haben wir f ür Sie

eine bunte Auswahl v on Arti-

keln aus dem In- und Aus-

land zusammengestellt.

So berichtet Adrian Blöchlin-

ger v om Eidgenössischen

Justiz- und Polizeideparte-

ment aus Bern über seine

Erf ahrungen bei der Einfüh-

rung mit elektronischen

Straf registerauszügen. Sie

werden seit September 2009

übermittelt. Damit nehmen

die Eidgenossen im Bereich

der elektronischen Signatur

die Vorreiter-Rolle in Europa.

ein

Seit mehr als zehn Jahren

werden biometrische Syste-

me in der Zutrittskontrolle der

Justizv ollzugsanstalt Lenz-

burg (Schweiz) eingesetzt.

Anstaltsleiter Marcel Ruf gibt

seine bisherigen Erkenntnis-

se wider und erklärt, warum

er diese Systeme nicht mehr

missen möchte.

Vor rund zwei Jahren haben

vier niedersächsische Justiz-

v ollzugsanstalten mit der

Implementierung des An-

staltsspezif ischen Gesund-

heitsmanagements begon-

nen. Andrea Küchler zieht f ür

uns eine Zwischenbilanz und

bef asst sich mit der Frage,

ob das Gesundheitsmanage-

ment eine lohnende Inv estiti-

on ist.

Mit der Kosten- und Nutzen-

analy se beschäftigt sich

ebenf alls der Artikel von

Horst Entorf. Er untersucht

die Frage, warum der Straf -

v ollzug in einigen Bundeslän-

dern rund 60 Prozent teurer

ist als in anderen.

Zu guter Letzt stellt Gabriele

Försterling das Verf ahren der

Mediation im niedersächsi-

schen Justizv ollzug v or. Me-

diatorinnen und Mediatoren

kommen bei v ielf ältigen

Problemen und Konfliktsitua-

tionen zum Einsatz und tra-

gen damit erheblich zu ei-

nem positiv en Arbeitsklima

bei.

Wir hoffen, dass wir mit die-

sen Themen Ihr Interesse

getroff en haben. Wenn auch

Sie unseren rund 1.500 E-

Mail-Empf ängern aus dem

Justiz-Bereich ein interes-

santes Projekt näher bringen

und so einen internationalen

Austausch anstoßen möch-

ten, kontaktieren Sie uns

bitte.

Nun wünschen wir Ihnen viel

Spaß beim Lesen und sen-

den Ihnen frühlingshafte Grü-

ße aus Celle

Michael Franke
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Am 1. September 2009

wurden in der Schweiz erst-

mals qualif iziert signierte

Straf registerauszüge in öf -

f entliche Zirkulation gebracht

und haben v ielerorts Irritation

und Staunen v erursacht.

Empf änger dieser ersten

elekt ron ischen Urkunden

sind Bürgerinnen und Bürger,

Unternehmen und Behörden

im In- und Ausland.

Der Nutzen elektronischer,

signierter Straf registeraus­

züge liegt im Zeitgewinn bei

der Lief erung und der nach-

f olgenden Weiterleitung zu

den Endempf ängern, den

Behörden und Unternehmen.

Die Erkenntnis dieser prakti-

schen Arbeiten ist, dass nicht

die elektronische Signatur,

sondern das elektronische,

signierte Dokument mit sei-

nen, im Vergleich zum Pa-

pierdok ument, spezie llen

Eigenschaften und Möglich-

keiten im Vordergrund steht.

Eine weitere Erkenntnis ist,

dass nur ein leistungsfähiges

zent rales Val idierungs ­

sy stem das Vertrauen in

elektronische, signierte Do-

kumente und Urkunden her-

beizuf ühren v ermag und da-

mit Akzeptanz erzeugt.

Dies zeigen auch die Recht­

setzungsarbeiten der lauf en-

den ZGB-Revision mit den

darin v orgesehenen elektro-

nischen Ausf ertigungen v on

notariellen Urkunden, die nun

den Anlass schaffen, konkret

auch über den Auf bau elekt-

ronischer Dokumentenv er-

zeichnisse und Archive nach-

zudenken.

Ein erstes Archiv f ür elektro-

nische, signierte Publikatio-

nen wurde v om Schweizeri-

sc hen H andels amts blat t

(SHAB), in Zusammenarbeit

mit der Schweizerischen

Nationalbibliothek, in aller

Stille bereits auf gebaut und

setzt erste Lösungen zur

kry ptografischen Langzeitsi-

cherung im Bereich elektroni-

scher, signierter Publikatio-

nen um.

Der elektronische, signier-

te Strafregisterauszug als

Dienstleistung für Private

Straf registerauszüge werden

der Bürgerin und dem Bürger

auf grund einer unterschrie-

benen schriftlichen Bestel-

lung der betroffenen Person

(Ermächtigung)v om Bundes-

amt für Justiz in einem zent-

ralen Prozess ausgestellt.

Der Bestellung muss eine

Ausweiskopie beigelegt wer-

den, damit die Personenda-

ten f eststehen, nach denen

im Register gesucht werden

soll.

Von 2006 bis 2009 wurden

die Bestell- und Lief erprozes-

se des Strafregisters v on

handausgef üllten Formularen

auf elektronische Formulare

umgestellt. Die v on der digi-

talen Kluft Betroffenen – oft

des Lesens und Schreibens

in den Landessprachen

kaum mächtig – erhielten

durch eine neue Möglichkeit

des Bestellens an 1800 Post-

stellen eine grosse Hilf estel-

lung.

Seit September 2009 können

Kundinnen und Kunden, die

ü b e r

www.straf register.adm in.ch

online bestellen, ihre Bestel-

lung neu auch elektronisch

signieren und zusammen mit

einer elektronischen (einge­

scannten) Ausweiskopie an

das St raf register über­

mitteln, sof ern sie über ein

Zertif ikat auf einer Signatur-

karte v erfügen. Mit der soge-

nannten SuisseID, die 2010

über das Konjunkturpaket 3

realisiert werden soll, werden

auch die gesicherten Perso-

nendaten der Bestellerin

oder des Bestellers in elekt-

ronischer Form übergeben

werden können. Damit fällt

das Erf ordernis weg, eine

eingescannte Ausweiskopie

mit einlief ern zu müssen.

Die digitale Urkunde erst-

mals in einer Modellappli-

kation realisiert

Gleichzeitig wurde im Sep-

tember 2009 auch der elekt-

ronische, qualifiziert signierte

Straf registerauszug einge-

f ührt. Ein solcher kann im

Online-Bestellprozess wahl-

weise anstelle des bisherigen

handsignierten, auf Spezial-

papier gedruckten Auszuges

geordert werden. Der elektro-

nische, signierte Strafregis-

terauszug wird v erschlüsselt

DAS AUTOMATISIERTE STRAFREGISTER IN DER SCHWEIZ

Von elektronischen Urkunden zu elektronischen Justizarchiven

v o n A d r i a n B l ö c h l i n g er

„Eine weitere Erkenntnis

ist, dass nur ein

leistungsfähiges zentrales

Validierungssystem das

Vertrauen in elektronische,

signierte Dokumente und

Urkunden herbeizuführen

vermag und damit

Akzeptanz erzeugt.“

Lic. iur. Adrian Blöchlinger

Eidgenössisches Justiz- und

Polizeidepartement (EJPD),

Bundes amt f ür J ust iz,

Schweizerisches Strafregister

- Fachbereich Rechtsinforma-

tik Bundesamt für Justiz

http://www.strafregister.admin.ch
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auf der sicheren Zustellplatt-

f orm des Strafregisters

(basierend auf dem Open

eGov Document Delivery

Serv ice) bereitgestellt, v on

wo er v on der Kundin, vom

Kunden gegen Eingabe sei-

nes Passwortes ent­

schlüsselt und bezogen wer-

den kann.

Die neuen elektronischen

Dienstleistungen schaffen

eine klassische Win-win-

Situation. Kundinnen und

Kunden, die ihre Bestellung

elektronisch signiert bis zwölf

Uhr mittags übermitteln, kön-

nen ihren elektronischen,

signierten Auszug noch am

gleichen Tag beziehen. Alle

anderen Kundinnen und Kun-

den werden durch die eff i-

zienteren Prozesse ebenfalls

wesentlich rascher belief ert.

Das Bundesamt für Justiz hat

sein ökonomisches Primär-

ziel v ollumfänglich erreicht.

Es kann mit weniger Perso-

nal ein in den letzten Jahren

stark angestiegenes Volu-

men zeitgerecht v erarbeiten,

da alle Bestellungen intern

gleich und ohne Manualer-

f assung automatisiert v erar-

beitet werden können.

Open eGov – modulare

Technologie rund um das

digitale Dokument

Das sekundäre Ziel des Bun-

desamts für Justiz war, im

Massenprozess Straf ­register

­auszug mit seinen immerhin

1200 bis 1500 Einheiten pro

Tag, die digitale Signatur

eingangs- wie auch aus-

gangsseitig inklusiv e einer

endkundentauglichen v er-

schlüsselten Zu­stellung zu

integrieren. Dies unter der

strikten Auflage, dass da-

durch weder ein interner

Mehrauf wand bei der Ab-

wicklung der Bestellungen

noch eine Erhöhung des

Zeitauf wandes beim Kunden­

support resultieren dürf e.

Dies ist ebenf alls gelungen.

Die dazu erf orderliche

Technologie sollte einf ach,

benutzerf reundlich und in

einer Art entwickelt, modul-

arisiert und wiederv erwend-

bar gemacht werden, damit

sie auch f ür den elektroni-

schen Geschäftsverkehr v on

Notariat, Anwaltschaft, Unter-

nehmen und Priv atpersonen

mit Registern, Gerichten und

anderen Verwaltungsbehör-

den eingesetzt werden kann.

Das Set dieser Module wur-

de unter dem Namen Open

eGov zusammengefasst und

steht grösstenteils unter

GPL-Lizenz als sogenannte

Open-Source-Anwendungen

den Behörden unentgeltlich

zur Verf ügung. Damit kann

nun kostengünstig eine erste

Generation v on elektroni-

schen Prozessen realisiert

werden, unter anderem auch

Info: Open eGov

Das Freeware-Produkt Open eGov LocalSigner wurde in der Zwischenzeit mit der Versi-

on 2.1.0 zu einer Multi-Plattform-Lösung weiterentwickelt, die nun alle Windows-

Betriebssysteme ab XP, Mac OS, Linux und Solaris unterstützt. Die Produkte LocalSigner,

BatchSigner f ür das automatische, blinde Signieren (Massensignatur) und der DocSigner

Serv ice (Java Applet) für das Signieren in Webprozessen basieren auf einer gemeinsamen

Library, die auch direkt in f remde Programme eingebunden werden kann.

Grosse Fortschritte hat auch der Document Delivery Service (DDS) gemacht. Die Basis-

komponente für eine v erschlüsselte Zwischenspeicherung (Store) und sichere Übermittlung

wurde um die Off-the-Shelf -Applikation «interactive DDS» ergänzt. iDDS erlaubt der Behör-

denseite eine Verfügung oder ein Urteil auf einfache Weise f ormell zuzustellen und eine

elektronische, signierte Zustellquittung zu erhalten. Weiter ist ein Gateway in Entwicklung,

das es einer Behörde erlauben wird, von einem Geschäftsv erwaltungssystem aus über se-

dex einen Zustellauftrag an eine DDS-Instanz und später auch an technisch verbundene

sogenannte private Zustellplattformen abzusetzen und im Gegenzug eine signierte, zeitge-

stempelte Zustellquittung an ihren sedex-Eingang beziehungsweise an ihr Geschäftsv erwal-

tungssystem zurück zu erhalten.

Eingangsseitig (f ür Behörden) werden derzeit secure Inboxes entwickelt. Diese muss man

sich wie Briefkästen oder erweiterte Kontaktformulare auf Behördenwebsites v orstellen, in

die Unternehmen und Priv ate nach dem Ausfüllen eines kleinen Formulars signierte und un-

signierte elektronische Dokumente hochladen können. Formulardaten und Dokumente wer-

den anschliessend von der «secure Inbox»-Applikation validiert, in Form eines eCH-0039-

Containers v erpackt und entweder direkt an den sedex-Eingang der Behörde geschickt oder

dieser via DDS-Mechanismen zugestellt. Das Unternehmen oder die Priv atperson erhält da-

bei eine elektronische, signierte und zeitgestempelte Zustellquittung mit den Fingerabdrü-

cken (Hashes) aller übermittelten Dokumente. Auf der Behördenseite können die empfange-

nen Container einf ach (unter minimaler Anpassung der Applikation) in bestehende Ge-

schäftsverwaltungssysteme eingelesen werden.

DAS AUTOMATISIERTE STRAFREGISTER IN DER SCHWEIZ

Das Generalsekretariat des EJPD,

Bundeshaus West i n Bern
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der Auftrag A1.07 des Leis-

tungskatalogs der E-

Gov ernment-Strategie an

das Bundesamt f ür Justiz,

alle relev anten Dokumente

und Urkunden des Justizbe­

reichs in elektronischer,

signierter Form v erfügbar

zu machen.

Open Source Teamwork

begründet von Bundes-

amt für Justiz und SECO

E-Gov ernment erf ordert

Inv es­titionen, die sich von

einer einzelnen Behörde

aus ökonomisch kaum

rechtf ertigen lassen. Die

Prozessv olumen der einzel-

nen Applikationen in der

hoch f ragmentierten

schweizerischen Verwal-

tung sind meist gering, die

bereitgestellten Angebote

auf Basis v on neuen Tech-

nologien werden v on Unter-

nehmen und Priv atperso-

nen v orerst nur wenig ge-

nutzt, und es ist nur in sel-

tenen Fällen möglich, einen

herkömmlichen Prozess

v ollständig durch einen

Onlineprozess zu ersetzen.

Es ist deshalb gerade im

Bereich des E-Gov ernment

ökonomisch sinnv oll, die

meist hohen Entwicklungs-

kosten über sogenanntes

Community Development

und Budget Pooling ge-

meinsam zu f inanzieren

und die Produkte und Servi-

ces dann als Open Source

weiteren Interessierten zur

Verf ügung zu stellen.

Das elektronische, sig-

nierte Dokument – ein

noch unbekanntes Wesen

Über das PDF-Dokument

kann ein elektronisches

Abbild des Papierdokumen-

tes geschaffen werden.

Verf ügen Erstellerinnen

oder Ersteller v on Doku-

menten zusätzlich über ein

(qualif iziertes) Signatur-

Zertif ikat, haben sie die

Hürden der Installation von

Kartentreibern sowie Kar-

tenleser genommen und

auch ein Programm zum

Signieren v on PDF-

Dokumenten installiert, so

können sie dann das elekt-

ronische Papier elektro-

nisch signieren.

Sof ern sie es auch ge-

schafft haben, das soge-

nannte Root-Zertif ikat der

Ausgabestelle des Signa-

tur-Zertifikates korrekt auf

dem PC zu installieren und

den Adobe Acrobat Reader

f ür die Validierung v on sig-

nierten PDF-Dokumenten

richtig zu konfigurieren, so

wird ihnen das zuv or sig-

nierte Dokument im Reader

dann auch als gültig signiert

angezeigt.

Ratlose, überforderte

Empfängerinnen und

Empfänger …

Wird das Dokument an-

schliessend an Personen

übermittelt, die diesen Lern­

prozess weder absolviert,

noch die damit verbunde-

nen Installations- und Konfi-

gurationsarbeiten vorge­

nommen haben, so kann

deren Reader bei der An-

zeige die im Dokument ent-

haltene elektronische Sig-

natur nicht vollständig vali-

dieren und bezeichnet sie

deshalb als ungültig. Damit

kann kein Vertrauen in das

empf angene Dokument

entstehen und die Empfän-

gerinnen und Empf änger

blicken ratlos auf den Bild-

schirm.

Die sechs Stufen der Do-

kumentenvalidierung

Die Validierung v on Unter-

schriften umf asst insgesamt

sechs Stuf en. Die ersten

drei können mit dem origi-

nalen Adobe Acrobat Rea-

der abgedeckt werden:

1. Wurde das Dokument

seit der Unter­zeichnung

v erändert?

2. Ist das Unter­zeichner­

zertif ikat im Zeit­punkt der

Überprüf ung gültig? Wenn

nein, war es zum Zeitpunkt

der Unterzeichnung gültig

(damals nicht abgelauf en

oder rev idiert)?

3. Ist eine bei der Signatur

eingebettete Zeitstempelun-

terschrift gültig?

Denn nur mit einem exter-

nen Zeitstempel kann be-

züglich der Gültigkeit des

Unterzeichnerzertif ikats im

Zeitpunkt der Unterzeich-

nung eine klare, beweisba-

re Aussage gemacht wer-

den. Bei langlebigen, später

zu archiv ierenden Doku-

menten ist somit eine ein-

gebettete Zeitstempelunter-

schrift unerlässlich, was

vielerorts noch nicht er-

kannt ist.

DAS AUTOMATISIERTE STRAFREGISTER IN DER SCHWEIZ

„Die dazu erforderliche

Technologie sollte einfach,

benutzerfreundlich und in

einer Art entwickelt, mo-

dularisiert und wiederver-

wendbar gemacht werden,

damit sie auch für den

elektronischen Geschäfts-

verkehr von Notariat, An-

waltschaft, Unternehmen

und Privatpersonen mit

Registern, Gerichten und

anderen Verwaltungsbe-

hörden eingesetzt werden

kann. Das Set dieser Mo-

dule ... steht grösstenteils

unter GPL-Lizenz als soge-

nannte Open-Source-

Anwendungen den

Behörden unentgeltlich

zur Verfügung.“

Seminarempfehlung:

„Zukunftsworkshop “

vom 8. bis 10.

November 2010

in Stapelfeld

http://www.fajv.de/html/veranstaltungen.html
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Mit dem Adobe Acrobat

Reader kann nicht überprüft

werden:

4. ob das v erwendete Un-

terzeichnerzertif ikat ein

nach Schweizer Recht qua-

lif iziertes Zertif ikat (ZertES)

ist, mit dem das Erf ordernis

der Schrif tform erf üllt wer-

den kann;

5. ob es sich bei der oder

dem Unterzeichnenden um

die richtige, zur Zeichnung

berechtigte Person handelt

(z.B. Chef Straf register,

Notar zum Zeitpunkt der

Unterschrift in Amt und

Würden etc.);

6. ob ein nach allen v orste-

henden Punkten gültig sig-

niertes elektronisches Do-

kument zwischenzeitlich

nicht revidiert wurde.

Reichlich kompliziert ist das

Ganze also, sowohl tech-

nisch wie auch v on den

Anf orderungen an die An-

wenderin und den Anwen-

der her.

Andererseits sind elektroni-

sche, signierte Dokumente

(Urkunden) aber wesentlich

f älschungssicherer, können

einer genau identif izierba-

ren Person eindeutig zuge-

ordnet werden und können

wesentlich rascher zwi-

schen den beteiligten Par-

teien zirkulieren.

Tausend elektronische

Duplikate, vom Original

nicht unterscheidbar

Damit sind wir bei einem

wichtigen Unterschied zwi-

schen einer von Hand un-

terschriebenen, vielleicht

noch mit Stempel eines

Notars oder einer Behörde

v ersehenen Papierurkunde

und einer elektronischen,

(qualif iziert) signierten Ur-

kunde:

Die handsignierte Papierur-

kunde gibt es im Original

genau ein Mal, und Fotoko-

pien sind v om Original

meist unterscheidbar. Das

Original kann physisch zu-

rückgeruf en und nötigen-

f alls gegen eine korrigierte

Version ausgetauscht wer-

den. So geschieht dies

auch im Straf register, wenn

es sich herausstellt, dass

jemand zu Unrecht einen

sogenannten Nullauszug

ohne Vorstraf en erhalten

hat.

Bei elektronisch ausgestell-

ten Strafregisterauszügen

ist der phy sische Rückruf

aber nicht mehr möglich, da

das elektronische Original

überall spurlos dupliziert

werden kann. Um dieses

Problem zu lösen, müssen

die Identif ikationsnummern

rev idierter elektronischer

Auszüge bei der elektroni-

schen Validierung eines

elektronischen Auszuges

mit überprüf t werden.

Vom Beurkundungsjour-

nal zu nationalen Urkun-

denverzeichnissen

Ein Notar muss jede erstell-

te Urkunde, jede davon

erstellte Ausfertigung und

jede erstellte beglaubigte

Kopie einer Urkunde in ei-

nem heute lokal gef ührten

Beurkundungsjournal ver-

zeichnen. Genau wie im

traditionellen Strafregister

mit seinem Verzeichnis der

erstellten Auszüge ist damit

bekannt, welche

«Originale» es gibt und wer

sie erhalten hat.

Eine Urkunde kann aber

auch ein Wertpapier, zum

Beispiel ein Verlustschein

oder ein Billett sein. Wenn

das darin verbriefte Recht

beansprucht (konsumiert)

ist, muss die Urkunde ent-

wertet oder eingezogen

werden.

Notariat und Anwaltschaft

produzieren Testamente,

bedingte Vollmachten und

sogenannte Schutzschrif-

ten, alles Urkunden, die erst

und nur bei Eintritt des v or-

gesehenen Ereignisses ihre

Wirkung entfalten sollen,

und deren Existenz bis da-

hin meist geheim gehalten,

bei Eintritt des Ereignisses

aber zuv erlässig f estgestellt

werden muss.

Sollen all diese Urkunden

auch in elektronischer, sig-

nierter Form erstellt werden

können, impliziert allein die

Notwendigkeit einer Revi-

dierungsmöglichkeit die

Schaff ung einer schweizeri-

schen Urkunden-Identif ika­

tionsnummer und den Auf-

bau v on Verzeichnissen,

die zwar je nach Bereich,

aber sicherlich national und

nicht kantonal angelegt

werden sollten, da Perso-

nen auch umziehen. Wie

sonst soll der Kanton, der

den Tod einer Person zu

behandeln hat, v on der

Existenz eines Testaments

erf ahren, das vor Jahren in

einem anderen Kanton bei

einem Notar erstellt oder

als eigenhändiges Testa-

ment bei der zuständigen

kantonalen Stelle in Papier­

f orm hinterlegt wurde, damit

Erben es nicht beseitigen

können? Die entsprechen-

de Inf rastruktur würde, am

Rande bemerkt, auch dem

heutigen Problem bei der

Auffindung von hinterlegten

Das Bundesamt für Justiz i n Bern

DAS AUTOMATISIERTE STRAFREGISTER IN DER SCHWEIZ

„Reichlich kompliziert ist

das Ganze also, sowohl

technisch wie auch von

den Anforderungen an die

Anwenderin und den An-

wender her. Andererseits

sind elektronische, signier-

te Dokumente (Urkunden)

aber wesentlich

fälschungssicherer,

können einer genau

identifizierbaren Person

eindeutig zugeordnet

werden und können

wesentlich rascher

zwischen den beteiligten

Parteien zirkulieren.“
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Testamenten Abhilf e schaf-

f en.

Diese Verzeichnisse mit

ihren Metadaten zu v er-

zeichneten Urkunden er-

möglichen – nebst einer

nationalen Suche – den

Vermerk zu setzen, ob und

wann die ref erenzierte Ur-

kunde rev idiert oder entwer-

tet wurde. Sie werden im

Weiteren auch Informatio-

nen darüber enthalten, in

welchem physischen oder

elektronischen Archiv sich

die Urkunde bef indet und

wer f ür den Zugriff berech-

tigt ist.

Open eGov Validator Ser-

vice – sechs Validie-

rungsstufen schaffen in-

ternationales Vertrauen

Die praktische Realität der

elektronischen Urkunde,

nun geschaffen in Form des

nur kurzlebigen elektroni-

schen, signierten Straf regis-

terauszuges, bringt an den

Tag, dass v iel mehr not-

wendig ist als nur ein Zertifi-

kat und ein Programm zum

Signieren, um elektronische

Urkunden in Umlauf zu brin-

gen.

Um das Vertrauen bei den

v on der komplexen Techno-

logie der elektronischen

Signatur überf orderten

Empf ängerinnen und Emp-

f ängern v on elektronischen

Urkunden über­haupt erst

zu schaffen, musste für den

Straf registerauszug ein

allgemein v erständliches

zentrales Validierungs-

sy stem geschaffen werden,

das auch die sechste Stufe

der Validierung, den Rev i-

dierungsstatus, elektronisch

ausgestellter Auszüge prüf t.

Der Validator Service ist die

wohl wichtigste Ergänzung

v on Open eGov im Jahr

2009.

Die elektronische, signier-

te Berufsausübungsbe-

willigung eröffnet neue

Möglichkeiten

Im Kontext von Urkunden

und Rechtsverkehr interes-

sieren die heute noch nicht

bestehenden Register der

Anwälte und Notare

(Urkundspersonen). Ein

darin v orgenommener Ein-

trag beinhaltet nicht nur die

Feststellung der rechtlichen

Existenz, sondern v ielmehr

das Recht, den f reien Beruf

auszuüben. Für die heutige

Berufsausübung und für

den künf tigen Eintrag in

diese neuen Register ist die

Verf ügung (Bewilligung)

einer kantonalen Auf sichts-

behörde massgebend.

Die elektronische, signierte

Verf ügung eröffnet hier die

Möglichkeit, vom Konzept

des hoheitlichen, v om Staat

gef ührten Registers weg­

zukommen und sich mit

nicht hoheitlichen Verzeich-

nisdiensten zu begnügen, in

denen die elektronischen,

sig­nierten Verfügungen der

kantonalen Aufsichtsbehör-

den öffentlich hinterlegt

beziehungsweise publiziert

werden. Alle Personen kön-

nen diese Verf ügungen

direkt anzeigen und auch

v alidieren, wodurch das

öffentliche Vertrauen in die

im Verzeichnis stehenden

Inf ormationen entsteht.

Beinhalten diese Verf ügun-

gen und auch die struktu-

rierten Daten in den Ver-

zeichnissen die Unterneh-

mensidentifikation, ermög-

licht Letztere, in den oben

angesprochenen Urkunden-

v er­zeichnissen die Erstel-

ler (Owner) v on Urkunden

eindeutig zu identifizieren,

die Berechtigungen für den

Zugriff auf die Urkunden

abzubilden und damit auch

zu steuern.

Das PayGov-System -

elektronische, signierte

Zahlungsquittungen be-

schleunigen E-

Government Prozesse

Das vom Bundesamt für

Justiz konzipierte Pay Gov-

System f ür sogenanntes

Instant Payment in nicht

strukturierten E-

Gov ernment Prozessen

schafft mit einer elektroni-

schen, signierten Zahlungs-

quittung ein Wertpapier,

das zum Bezug einer Leis-

tung der Verwaltung be-

rechtigt (Ticket). Online-

Payment setzt also nicht

mehr teure Onlineprozesse

v oraus, in die es eingebaut

wird. Man geht einf ach auf

die elektronische Kasse

einer Behörde

(standardisierter Pay Gov-

Mandant), bezahlt mit der

Kreditkarte, erhält eine

elektronische, signierte

Zahlungsquittung, die dann

der Behörde notf alls auch

mit einer einf achen E-Mail

übermittelt werden kann.

Die gewünschte Leistung

kann dort sof ort auslöst

werden, und das konsu-

mierte Ticket wird gesperrt,

„Um das Vertrauen bei den

von der komplexen Techno-

logie der elektronischen

Signatur überforderten

Empfängerinnen und Emp-

fängern von elektronischen

Urkunden überhaupt erst

zu schaffen, musste für den

Strafregisterauszug ein

allgemein verständliches

zentrales Validierungs-

system geschaffen werden,

das auch die sechste Stufe

der Validierung, den Revi-

dierungsstatus, elektro-

nisch ausgestellter Auszü-

ge prüft. Der Validator Ser-

vice ist die wohl wichtigste

Ergänzung von Open eGov

im Jahr 2009.“

DAS AUTOMATISIERTE STRAFREGISTER IN DER SCHWEIZ
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sodass es nicht erneut ver-

wendet werden kann. Na-

türlich braucht es auch da-

zu die mehrf ach erwähnten

Validator Serv ices, um ein

eingesandtes Ticket zu

überprüf en und dabei auch

f estzustellen, ob es nicht

bereits konsumiert

(rev idiert) ist.

Dank PayGov könnte die

heute kaum mehr übliche

Vorauszahlung in v ielen

Bereichen wieder eingef ührt

und so in der Verwaltung

erheblicher Auf wand bei

Fakturierung und Inkasso

eingespart werden.

Fehlende elektronische

Archive sollen den elekt-

ronischen Geschäftsver-

kehr nicht verunmögli-

chen

Mit der Inkraftsetzung der

v ereinheitlichten Zivilpro-

zessordnung 2011, mit der

bereits seit 2008 rev idierten

Handelsregisterv erordnung,

der auf 2011/12 ebenf alls

rev idierten Grundbuchver-

ordnung und der Verord-

nung zu Art. 55 Schlusstitel

ZGB wird der elektronische

Rechtsv erkehr mit den Ge-

richten, den Registern der

Justiz und den Behörden

des Bundes möglich und

hoffentlich auch zur Reali-

tät.

Die meisten dieser Behör-

den v erfügen heute aber

noch nicht über elektroni-

sche Archive. Ihre Beleg-

und Fallarchive befinden

sich meist im Keller in Hän-

geregistraturen.

Der Wandel des Trägers

(Mediums) ist in beiden

Richtungen notwendig

Wie archiv iert eine Behörde

ein elektronisch eingegan-

genes Dokument? Wie ge-

hen wir damit um, wenn

eine Rechtsschrift oder eine

Urkunde, die Grundlage

eines Registereintrages ist,

elektronisch angelief ert

wird? Wie stellen wir die

elektronisch eingegangene

Klageschrift einer Gegen-

partei zu, die das Verfahren

auf dem Papierweg abwi-

ckeln will? Wie kann ein

ursprünglich auf Papier

ausgef ertigtes Urteil einer

Partei, die dies wünscht, in

elektronischer Form zuge-

stellt werden?

In all diesen Fällen ist ein

Wandel des Trägers not-

wendig. Doch wer soll be-

rechtigt sein, diesen Wan-

del v orzunehmen? Nur ein

Notar oder auch die Ge-

richtskanzlei, das Register-

amt oder sogar der Anwalt,

der sein elektronisch bezo-

genes Urteil seinem Klien-

ten in Papierf orm weiterge-

ben will?

Diese erst kürzlich in der

Rechtsetzung erkannten

realen Probleme und die

Regeln dazu sollen in den

Verordnungen zum elektro-

nischen Rechtsv erkehr

noch Eingang f inden, sind

sie doch Voraussetzung für

die praktische Abwicklung

des Geschäfts- und Rechts-

v erkehrs.

Elektronische, signierte

Urkunden sind nur in

elektronischer Form gül-

tig

Für die Umwandlung einer

elektronischen Urkunde in

die Papierf orm muss diese

zuerst in ihrer elektroni-

schen Form v alidiert wer-

den. Die erf olgte Ausfüh-

rung dieses Vorganges

muss über einen Validie-

rungsbericht dokumentier-

bar sein. Auch dies ist be-

reits im Open eGov Valida-

tor Serv ice implementiert.

Auf dem nachfolgend er-

stellten Papierausdruck

muss dann ein sogenann-

tes Verbal auf gebracht wer-

den, das die zugrunde lie-

gende elektronische Urkun-

de, den Zeitpunkt des Wan-

dels, die Stelle, die den

Wandel v orgenommen hat,

genau bezeichnet, die Kon-

f ormität zum elektronischen

Original bestätigt und all

dies mit Stempel/

Unterschrift bescheinigt.

Analoges muss gelten,

wenn eine Papierurkunde in

eine elektronische, beglau-

bigte Kopie umgewandelt

und an­schlies­send von

der berechtigten Stelle

elektronisch signiert wird.

Es braucht auch dabei, wie

bei der notariellen elek­

tronischen Urkunde ein

sogenanntes Verbal, das

dem Dokument automatisch

angef ügt wird. Das Open-

eGov -Produkt LocalSigner

unterstützt diese Funktion

bereits.

Das Problem der kryp-

tografischen Langzeitsi-

cherung

Seit 2006 ist gemäss der

Verordnung über das

Schweizerische Handels­

amtsblatt (SHAB) die elekt-

ronische Pub­likation die

rechtsverbindliche Form.

Alle Publikationen werden

seither qualifiziert signiert

und mit Zeitstempel v erse-

hen.

Nun werden diese Publikati-

onen in ein elektronisches

„Dank PayGov könnte die

heute kaum mehr übliche

Vorauszahlung in vielen

Bereichen wieder einge-

führt und so in der Verwal-

tung erheblicher Aufwand

bei Fakturierung und In-

kasso eingespart werden.“

DAS AUTOMATISIERTE STRAFREGISTER IN DER SCHWEIZ

Seminarempfehlung:

„Vollzug in

Veränderung“

vom 7. bis 8.

September 2010

in Celle

http://www.fajv.de/html/veranstaltungen.html
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Langzeitarchiv bei der

Schweizerischen National-

bibliothek überf ührt. Dabei

musste das Problem gelöst

werden, dass elektronische

Signaturen innerhalb weni-

ger Jahre kry ptografisch

v eralten, beziehungsweise

unsicher werden. Mehr er-

f ahren Sie dazu im entspre-

chenden Artikel in dieser

Ausgabe.

Viele wünschen sich nun

die gute alte Zeit zurück, als

man nur einen Stempel und

eine Feder brauchte. Es

wird noch seine Zeit brau-

chen, bis die neuen Tech-

nologien überall Einzug

halten werden. Beim

Schweizerischen Straf regis-

ter mit dem elektronischen,

signierten Strafregister­

auszug, beim Schweizeri-

schen Handelsamtsblatt

und dessen elektronischem

Langzeitarchiv bei der

Schweizerischen National-

bibliothek sind wichtige

erste Schritte von der Theo-

rie in die Praxis getan.

„Es wird noch seine Zeit

brauchen, bis die neuen

Technologien überall Ein-

zug halten werden. Beim

Schweizerischen Strafre-

gister mit dem elektroni-

schen, signierten Strafre-

gisterauszug, beim

Schweizerischen Han-

delsamtsblatt und dessen

elektronischem Langzeitar-

chiv bei der Schweizeri-

schen Nationalbibliothek

sind wichtige erste

Schritte von der Theorie

in die Praxis getan.“

DAS AUTOMATISIERTE STRAFREGISTER IN DER SCHWEIZ

Kontakt:

Lic. iur. Adrian Blöchlinger

Telefon

+41 31 322 - 0

E-Mail

adrian.bloechlinger@bj.admin.ch

Das Bundesamt für Justiz i n Bern

mailto:adrian.bloechlinger@bj.admin.ch
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Der Einsatz biometrischer Systeme in der Zutrittskontrolle -

Erfahrungen aus der JVA Lenzburg (Schweiz)

von Marcel Ruf

BIOMETRISCHE SYSTEME IN DER ZUTRITTSKONTROLLE

Die JVA Lenzburg, seit

1864 in Betrieb, ist eine v on

sechs geschlossenen Straf -

anstalten in der Schweiz. Mit

ihren knapp 200 Gef ange-

nen sowie 130 Mitarbeiten-

den ist sie die zweitgrösste

Anstalt. Ingesamt bef inden

sich in der Schweiz ca.

6.500 Personen im Strafvoll-

zug und dies auf ca. 7 Mio.

Einwohner. Der Ausländer-

anteil in den geschlossenen

Anstalten liegt aktuell bei

70 %.

In der Schweiz ist der

Strafv ollzug eine Angele-

genheit der Bundesländer

(Kantone) und untersteht

nicht den Bundesbehör-

den. Das Straf recht sowie

die baulichen und betriebli-

chen Mindestanforderun-

gen sind bzw. werden je-

doch auf Bundesebene

f estgelegt und koordiniert.

Nur nebenbei sei erwähnt,

Zeitalters.

Die Biometrie (griechisch

bios = Leben und métron =

Mass) beschäftigt sich mit

Messungen an Lebewesen

und den dazu erf orderli-

chen Mess- und Auswerte-

v erfahren. Zur Personen-

identif ikation setzte man

schon f rüh die Biometrie

ein. So entwickelte Alphon-

se Bertillon 1879 ein Bertil-

lonage genanntes System

zur Identitätsf eststellung,

f ahrer bei jedem Zu- und

Austritt biometrisch über-

prüft und selbst die Mitar-

beitenden müssen sich vor

dem Zugang zum Insas-

senbereich per Iris identifi-

zieren lassen.

Biometrie – Geschichtli-

cher Rückblick

Die Biometrie hat bereits

eine über hundert Jahre

lange Vergangenheit und

ist kein Kind des digitalen

das auf elf Körperlängen-

m a s s e n b a s i e r t e

(Anthropometrie).

Zur eindeutigen Identif izie-

rung einer Person legte

Bertillon die f olgenden elf

Körpermasse fest: Körper-

länge, Arms pannweit e,

Sitzhöhe, Kopf länge, Kopf-

breite, Länge des rechten

Ohres, Breite des rechten

Ohres (später ersetzt durch

Jochbeinbreite), Länge des

linken Fusses, Länge des

te Zäune und einer über

acht Meter hohen Mauer

liegt der Hauptfokus für

Fluchtversuche nun im Ein-

gangsbereich.

Heute werden auch alle

Handwerker, Serv icef ach-

leute und Lastkraftwagen-

dass die „kleine“ Schweiz

über 26 Bundesländer

(Kantone) v erfügt. Dies

macht Vereinbarungen

sowie das Festlegen von

gemeinsamen Weisungen

oder Richtlinien zu einer

Herausf orderung, die von

drei Konkordaten koordi-

niert wird.

Ursprünglich hielt die Bio-

metrie in Lenzburg zur

Besucheridentifikation im

Jahre 2000 Einzug. Man

M a r c e l R u f

D i r e k t o r d e r

J VA Lenzburg (Schweiz)

„Ursprünglich hielt die

Biometrie in Lenzburg zur

Besucheridentifikation im

Jahre 2000 Einzug. Man

wollte die Besucher von den

Gefangenen eindeutig

unterscheiden können, was

bei über 40 Nationalitäten oft

problematisch ist.“

wollte die Besucherv on den

Gef angenen eindeutig un-

terscheiden können, was

bei über 40 Nationalitäten

oft problematisch ist. In den

letzten Jahren gelang in

v ersc hiedenen europäi -

schen Ländern Gef angenen

per Personenaustausch im

Besucherbereich die Flucht.

Es sind, speziell in Lenz-

burg, nicht nur die unter-

schiedlichen Kulturen, die

die Kontrolle erschweren.

Es hat an Wochenenden bis

zu 100 Personen im Aufent-

haltsraum und auch die

Aussenbesuchsanlage mit

dem Spielplatz f ür die Fami-

lien birgt diesbezüglich zu-

sätzliche Gefahren.

Nach der Erneuerung der

Peripherie im Jahre 2004

durch zwei Ordnungszäune,

zwei elektronisch überwach-

Die JVA Lenzburg in der Schweiz



Newsletter Nr. 12 Seite 10

linken Mittelf ingers, Länge

des linken Kleinfingers und

Länge des linken Unterar-

mes.

Das Risiko einer Verwechs-

lung betrug bei korrekter

Abnahme der Masse 1 zu

190.000. Die erste Identif i-

zierung eines rückfällig ge-

wordenen Straf täters an-

hand seiner Körpermasse

gelang am 20.02.1883. Bis

zum Jahre 1905 konnte die

Pariser Polizei insgesamt

über 12.000 rückfällige Straf -

täter durch die Bertillonage

identif izieren.

1892 legte Francis Galton,

andere Hinweise deuten

auf die Schriften von Jo-

hannes Purkinje 1823 zu-

rück, den wissenschaftli-

chen Grundstein für die

Nutzung des Fingerab-

d r u c k s

(Daktyloskopie), die sich

zu Beginn des 20. Jahr-

hunderts dann auch durch-

setzte.

Biometrie lebt heute v om

Zusammenspiel der Diszip-

linen Lebenswissenschaf-

ten, Statistik, Mathematik

und Informatik. Erst die

heutige Inf ormationstech-

nologie macht es möglich,

die hohen Leistungsanfor-

derungen üblicher biomet-

rischer Verfahren zu be-

wältigen.

Die Biometriepraxis in

der JVA Lenzburg

Als erstes System zur Be-

sucherüberprüf ung wurde

in Lenzburg im Jahre 2000

die Ges ichtserk ennung

mittels Gesichtsgeometrie

(2D) eingesetzt. Die Ge-

s ichtserk ennungslös ung

v on ZN basiert auf dem

„Hierarchical Graph Mat-

ching“ (HGM), bei dem die

Gesichtsgeometrie durch

ein Gitter repräsentiert

Mitarbeitende.

Bei der Inbetriebnahme des

Systems musste auch die

Datenschutzbehörde des

Bundeslandes hinzugezo-

gen werden, da eine zu

überprüf ende Pers on

(überraschenderweise ein

Jurist) eine entsprechende

Beschwerde bet ref f end

Persönlichkeits- sowie Da-

tenschutz einreichte.

Bei dieser Überprüf ung

wurden uns v om Daten-

schutz nur f olgende zwei

Punkte f ür den Weiterbe-

trieb des Systems aufer-

legt:

1. Die Software und Daten-

speicherung muss als In-

sellösung betrieben wer-

den, also keine Vernetzung

der EDV-Systeme.

2. Jeder Besucher hat das

Recht darauf, dass seine

Daten beim Verlassen der

Anstalt wieder gelöscht

werden.

Bereich der Sicherheits-

technik, da wir, auch heute

noch, überzeugt sind, dass

in erster Linie der Anwen-

der über das nötige Know-

how v erfügen bzw. die

Möglichkeiten haben muss,

entsprechend ausgebilde-

tes Personal anstellen zu

können. Im Ernstf all bzw.

einem schlimmen Zwi-

schenf all steht nie der Si-

cherheitsplaner auf der

„Anklagebank“, sondern die

Anstaltsleitung und dessen

einem Gesicht aus einer

bestimmten Erstauf nahme

v erglichen wird. Dies im

Gegensatz zur Identifikati-

on.

Wir erf assen jeweils nur

männliche Besuchsperso-

nen ab 14 Jahren, da wir

erstens keine weiblichen

Gef angenen haben und

zweitens dav on ausgehen,

dass die Unterschiede zwi-

schen Frauen und Männern

sowie Kindern und Män-

nern noch ohne technische

Hilfsmittel nachv ollzogen

werden können.

Eine Ev aluation wurde im

Jahre 2000 nicht durchge-

f ührt, da sich die meisten

Verf ahren noch im Entwick-

lungsstadium befanden und

keine transparenten Markt-

inf ormationen v orlagen, die

seriösen Analysen stand

hielten.

Auch legten wir keinen

Wert auf entsprechende

Beratungsbüros aus dem

wird. Ist dieser Graph er-

stellt, wird seine Grösse

und Lage bei jeder Kontrol-

le an den Gesichtsausdruck

angepasst. Bei der Ähnlich-

keitsberechnung werden

laut ZN etwa 2.000 Merk-

male herangezogen. Insge-

samt wurden mit diesem

System in Lenzburg inner-

halb v on sechs Jahren über

10.000 Personen erf asst.

Es handelte sich dabei um

eine Verif ikation, da ein

unbekanntes Gesicht mit

Die Gesichtserkennung

der JVA Lenzburg

„Insgesamt wurden mit

diesem System in Lenzburg

innerhalb von sechs Jahren

über 10.000 Personen

erfasst.“

BIOMETRISCHE SYSTEME IN DER ZUTRITTSKONTROLLE



Newsletter Nr. 12 Seite 11

Da beides bereits v on uns

v orgesehen war, durften wir

den Betrieb ohne Unterbre-

chung weiterf ühren.

Es zeigte sich, dass der Da-

tenschutz, zumindest in der

Schweiz, die realen Bedin-

gungen des heutigen Straf -

v ollzugs berücksichtigt und

somit die Sicherheit der All-

gemeinheit höher bewertet

als die Rechte des Einzelin-

div iduums in einem nicht

öffentlich zugänglichen so-

wie hochsensiblen Bereich.

In den letzten zehn Jahren

waren es übrigens genau

zwei Besucher, erstaunli-

cherweise keine Juristen,

die ihre Daten jeweils wie-

der gelöscht haben woll-

ten.

Nach über sechs Jahren

Betriebserf ahrung konnten

wir f olgendes Resumée zur

Gesichtserkennung (2D)

ziehen:

Die Vorteile lagen bei der

relativ einfachen Instrukti-

on und Handhabung des

Systems. Die Berührungs-

losigkeit hat enorme Vor-

teile und dies nicht nur im

Zeichen des Grippewahn-

sinns. Auch die kurzen

Einlesezeiten machten das

System sehr anwender-

freundlich.

Die Nachteile lagen bei

dem Zwang, mit entspre-

chenden Batches arbeiten

zu müssen. Da das Sys-

tem den Referenzdaten-

satz (so genannte Templa-

te) nicht in einer Daten-

bank abgleichen konnte,

sondern nur auf einer auf

jede Person einzeln zuge-

t e i l t en Ma gnet k ar t e

(Batch), musste diese ent-

sprechend archiv iert und

bewirtschaftet werden.

Bei eineiigen Zwillingen

konnte das System nicht

v om Besucherv erhalten

(Mimik) ab. Je öfter jemand

das System v erwendet,

desto schneller gelingt die

Erf assung. Die Akzeptanz

durch die Anwender kann

im Grossen und Ganzen

als sehr gut bezeichnet

werden, umso mehr viele

zum ersten Mal damit in

Kontakt gekommen sind.

Die Identifikation ist höher

als das Gitternetzsystem

und erkennt selbst eineiige

Zwillinge. Die Mitarbeit der

Besucher bleibt aber von

enorm hoher Wichtigkeit.

Es benötigt einen Moment

der Ruhe im Gesicht (1-2

Sek.) und auch der Winkel

und die Kopf haltung sind

entscheidend. Schwierig-

keiten haben wir bis heute

bei Vollbärten und grossen

Schnäuzen, diese werden

nach wie vor noch zu oft

abgewiesen. Dies ist kein

Sicherheitsproblem, aber

mühsam f ür die Anwender

u n d B e t r e i b e r

der Wechsel auf ein Inf rarot

b a s i e r e n d e s 3 D -

Gesichts erkennungs gerät

v ollzogen.

Das System v ermisst mit-

tels Inf arotlicht das Gesicht

und speichert diesen Da-

tenstamm in der eigenen

D a t e n b a n k a b

(Identif ikation). Somit ent-

f allen die Batches und das

Überprüf en wird wesentlich

effizienter. Die Erfassung

eines Gesichtes gelingt in

1,5 Sekunden, hängt aber

gilt generell, auf folgende

Fehleranf älligkeiten bei der

Planung Rücksicht zu neh-

men:

Gesichter sind nicht rigi-

de (Mimik).

Wenn möglich immer

direkt Personal vor Ort,

damit kein unbeaufsich-

tigtes Einlesen möglich

ist, um das Verfahren

mittels Fotos, Video oder

Masken nicht zu überlis-

ten bzw. austesten zu

können.

Ideale Beleuchtungsver-

hältnisse sind äusserst

wichtig.

Gesichter können sich

v erändern, Neueinlesun-

gen berücksichtigen.

N ac h drei Sof t ware-

Generationen sowie dem

Anspruch, das System auf

alle Besucher (inkl. Hand-

werker und LKW-Fahrer)

auszuweiten, wurde 2007

eingesetzt werden, da die

Ref erenzwerte ansonsten

so hoch angesetzt werden

mussten, dass andere Be-

sucher nicht mehr erkannt

wurden (Ind iv idualit äts-

probleme). Hier behalf man

sich mit physischen Hilfs-

mitteln.

Das gleiche System wird

übrigens seit ca. 2005 auch

in der JVA Wien-Josefstadt

in Österreich eingesetzt.

Bei der Gesichtserkennung

„Die Erfassung eines

Gesichtes gelingt in 1,5

Sekunden, hängt aber vom

Besucherverhalten (Mimik)

ab.“

BIOMETRISCHE SYSTEME IN DER ZUTRITTSKONTROLLE

Besucheraußenbereich

der JVA Lenzburg

Seminarempfehlung:

„Aufstand der

Individuen“

vom 22. bis 23.

September 2010

in Celle

http://www.fajv.de/html/veranstaltungen.html
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(Rückweisung v on authenti-

sc hen Personen bzw.

F alsc hrüc k weis ungs rat e

FRR).

Brillenträger müssen jeweils

ihre Brillen abnehmen, was

v orher beim 2D-Sy stem

nicht notwendig war. Die

Ersteinlesung zur erstmali-

gen Identif ikation dauert ca.

1 Minute, auch hier benötigt

man bei grossem Verkehr im

Eingangsbereich zusätzliche

Mitarbeitende. Wir versu-

chen, gemeinsam mit dem

Hersteller die noch beste-

henden Mängel zu beheben.

Nun zum zweiten biometri-

schen System, der Iriser-

kennung:

Nach der Eingangkontrolle

und der Sicherheitsschleu-

se gibt es eine unterirdi-

sche Verbindung zum pan-

optischen Zellengebäude

(ca. 200 Meter). Die Zu-

trittstüre in diesen Bereich

ist nochmals mit einem

biometrischen System ab-

gesichert, damit nur unsere

Mitarbeitenden diese Türe

öffnen können. Zwischen

den Jahren 1986-2003

wurde diese Türe mittels

Würf elcode bedient, dazu

musste der Code alle drei

Monate geändert werden.

Dies führte zu entspre-

chenden Verwirrungen und

Komplikationen beim Per-

sonal. Im Jahre 2002

schritten wir dann zu einer

Ev aluierung eines biometri-

schen Systems.

Folgende Anf orderungen

an die Zutrittskontrolle des

Personals mussten erf üllt

werden:

sehr hoher Grad der

Einzigartigkeit der er-

f assten Merkmale,

keine Möglichkeit der

Beeinf lussung durch die

ausgetestet bzw. nach ei-

ner über zwanzig Seiten

umf assenden Ausschrei-

bung off erieren lassen. In

die Schlussrunde kamen

die biometrische Erfassung

mittels Finger, Hand, Iris,

Netzhaut und Gesicht.

Der Fingerabdruck kam aus

F ä l s c h u n gs g r ü n d e n

(Gelatinehäutchen oder

Silikonf inger), speziell die

Gelatine weist ähnliche

physikalische Eigenschaf-

ten wie das menschliche

Gewebe auf, aus hygieni-

schen Gründen und da

nicht f ür alle Personen an-

wendbar, nicht in Frage.

Die Handgeometrie schei-

terte aus hygienischen so-

wie aus physikalischen

G r ü n d e n

(Temperaturunterschiede

im Winter, speziell bei

Fahrradf ahrern).

Die Netzhaut (Retina) wur-

de aus Akzeptanzgründen

bei den Mitarbeitenden

Nicht berücksichtigt wur-

d e n: Th e rm o gr af ie ,

Schweissdrüsen, Nagel-

bettmuster, Lippenbewe-

gungen, Gangart, Handve-

nen, Ohrmuscheln, Lichtre-

f lexion der Haut etc.

Somit wurden nicht nur

st at ische/ phy sio logische

Verf ahren berücksichtigt,

sondern auch dynamische/

behav ioritische.

Innerhalb v on zehn Mona-

ten hatten wir die Verfahren

Hy gieneanf orderungen

den Alltagsbedingungen

angepasst (H1N1!),

24 Std. und 365 Tage im

Jahr in Betrieb.

Welche Systeme wurden in

der Ev aluation berücksich-

tigt?

Fingerabdruck (optisch

und Inf rarot)

Handgeometrie

Gesichtserkennung

Iriserkennung

Unterschriftsdynamik

Netzhautmuster (Retina)

Fingergeometrie / Hand-

und Handgelenkvermes-

sung (Venen)

Stimmanaly se

Tippv erhalten an einer

Tastatur

Gesichtserkennung mit

Stimmanaly se

Gesichtserkennung mit

Lippendy namik

Nutzer

Brillen und Kontaktlinsen

sollten keinen Einfluss

haben,

die Identifikation muss

rasch erfolgen (< 2 Sek.),

in der Praxis bewährt,

schneller Servicedienst,

Pf lege und Reinigung

ohne grössere Unterbrü-

che möglich,

Mutationen rasch und

jederzeit möglich,

„Innerhalb von zehn Monaten

hatten wir die Verfahren

ausgetestet bzw. nach einer

über zwanzig Seiten

umfassenden Ausschreibung

offerieren lassen. In die

Schlussrunde kamen die

biometrische Erfassung

mittels Finger, Hand, Iris,

Netzhaut und Gesicht.“

BIOMETRISCHE SYSTEME IN DER ZUTRITTSKONTROLLE

Der Irisleser

der JVA Lenzburg
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gestrichen.

Und die Gesichtsv ermes-

sung wurde aus Kostengrün-

den sowie der Komfortlö-

sung (ohne Karten oder

Batch) nicht berücksichtigt.

Somit wurde die Iriserken-

nung als klarer Sieger auser-

koren und ab 2003 in Betrieb

genommen. Die Iriserken-

nung erweist sich in der Ge-

nauigkeit, der Persistenz,

der Überwindungssicherheit

und der Akzeptanz als klar

überlegen gegenüber den

anderen Verf ahren. Vorsorg-

lich wurde aber, zur Steige-

rung der Mitarbeiterakzep-

tanz (das A+O), eine Ver-

suchsanlage instal lie rt,

welche jeder Mitarbeiter

freiwillig benutzen durfte.

Nach wenigen Wochen

hatte sich eine Art „James

Bond“–Effekt durchgesetzt

und das System gewann

enorm an Popularität.

Um nochmals zurück auf

James Bond zu kommen;

enttäuschen muss man die

Anhänger der Spionagero-

mane oder des Buches

„Die Illuminati“, dank der

Lebenderkennung, bei der

v erschiedene Funktionen

eines lebenden Auges

überprüft werden, z.B. bei

der Ref lexreaktion der Iris

auf Lichteinfall nützt einem

das Herausreissen eines

Augapf e ls überhaupt

nichts.

Aber was ist eigentlich die

Iris genau: Die Iris ist der

f arbige Gewebering, der

die Pupille umschliesst. Sie

regelt, wie eine Blende, die

Weite der Pupille und so-

mit den Lichteinfall auf die

Netzhaut. Die Iris ist ein

einzigartiges Merkmal. Bei

des 2-Augenlesers im Jahr

2008 taucht diese Proble-

matik nicht mehr auf.

Abschliessend gilt es f est-

zuhalten, dass wir mit dem

Einsatz der biometrischen

Systeme sehr zuf rieden

sind und diese nicht mehr

missen möchten. Auch

schon nur der einzelne

Handwerker oder LKW-

Fahrer ist sich der Bedeu-

tung des Zuganges in ei-

nen solch hochsensiblen

Bereich dadurch jedes Mal

aufs Neue bewusst.Mitarbeitenden keine Rol-

le spielen.

Speziell Operationen an den

Augen hatten v ereinzelt (bei

1-2 Mitarbeitenden) zu

Schwierigkeiten gef ührt, da

das System die Lebender-

kennung nicht positiv ab-

schliessen konnte und dem

Mitarbeitenden den Zugang

v erweigerte. Dies waren für

uns aber lösbare Probleme,

die f ür den betroffenen Mit-

arbeitenden jedoch ärgerlich

blieben. Seit dem Einsatz

Leser können wir folgende

Erf ahrungen zusammen-

f assen:

Vorteile

Schnelle Prüf ung,

sehr f älschungssicher,

auch bei eineiigen Zwil-

lingen (100 % getestet),

Einmaligkeit sehr hoch,

Hy gienisch einwandf rei,

Akzeptanz sehr hoch,

relativ günstiges System

(aktuell für eine Türe / 2

Leser sowie eine Einle-

sestation inklusive Da-

tenrechner ca. Euro

22.000,00)

Nachteile

Implantierte Linsen kön-

nen Schwier igk eit en

bereiten,

bei f arbigen Linsen und

sehr dunklen Sonnen-

brillen f unktioniert das

System nicht, dies sollte

aber bei den eigenen

einem einzelnen Menschen

unterscheiden sich sogar

die Iriden der beiden Augen

v oneinander. Als Merkmale

werden beim Enrollment die

Fasern, Verflechtungen und

Streif en herangezogen, die

Farbe wird nicht v erwendet.

Die Auf nahmen werden von

hochauf lösenden Schwarz-

weiss-Kameras erstellt.

Nach über siebenjähriger

Betriebserf ahrung inklusive

der Umstellung im Jahre

2008 auf einen Zwei-Augen-

„Abschliessend gilt es

festzuhalten, dass wir mit

dem Einsatz der

biometrischen Systeme sehr

zufrieden sind und diese

nicht mehr missen möchten.“

BIOMETRISCHE SYSTEME IN DER ZUTRITTSKONTROLLE

Innenansicht

der JVA Lenzburg

Kontakt:

Marcel Ruf

Telefon

+41 62 888 77 66

E-Mail

marcel.ruf@ag.ch

mailto:marcel.ruf@ag.ch
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Gesundheitsmanagement - Eine lohnende Investition?

Erste Erfahrungen aus Niedersachsen
v o n A n d r e a K ü c h l e r

GESUNDHEITSMANAGEMENT IM JUSTIZVOLLZUG

Gesundheitsmanagement -

schon wieder eine Sache, die

wir eigentlich gar nicht brau-

chen und die nur Zeit kostet?

Vergebene Mühe? Eine Me-

thode die es eigentlich schon

gibt - nur hat das Kind jetzt

einen neuen Namen - Was

soll denn daran neu sein?

Oder doch nicht? Kann man

mit Hilf e des Gesundheits-

managements tatsächlich

positiv Einfluss auf Faktoren

wie Belastungen am Arbeits-

platz, Fehlzeiten und Klage-

strukturen nehmen?

Dieser Artikel stellt Erf ahrun-

gen und Ergebnisse aus Nie-

dersachsen dar und beant-

wortet die Frage, ob es sich

bei dem Gesundheitsmana-

gement um eine lohnende

Inv estition handelt.

Bei dem Anstaltsspezif ischen

Gesundheit sm anagement

(AGM)1 handelt es sich um

ein System, das mit aktiv er

Beteiligung der Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter die Be-

lastungssituation am Arbeits-

platz reduzieren will, um die

Gesundheit der Bediensteten

und die Zufriedenheit am

Arbeitsplatz dauerhaft zu

gewährleisten. Zum Errei-

chen dieser Vorgaben, gibt

das Gesundheitsmanage-

ment eine klare Struktur vor,

die in der untenstehenden

Graf ik zusammengefasst

wurde.

Implementierung des An-

staltsspezifischen Gesund-

heitsmanagements (AGM)

in Niedersachsen

Seit dem Jahr 2008 haben in

Niedersachsen vier Justiz-

v ollzugsanstalten mit der

Implementierung eines Ge-

sundheitsmanagements be-

gonnen, so dass v erschiede-

ne Zwischenbilanzen gezo-

gen werden können.

In zwei Justizv ollzugsanstal-

ten wurden bereits erste Ge-

sundheitszirkel durchgef ührt,

zwei andere bef inden sich

aktuell auf dem Stand der Ist-

Analyse. Weitere Anstalten

werden das AGM in diesem

Jahr einf ühren und haben

erste Schritte f ür die Vorbe-

reitung und Implementierung

untergenommen.

A n d r e a K ü c h l e r

Sozialwissenschaftlerin M. A.

Fachbereich Gesundheit und

Beratung im Bildungsinstituts

des nieders äc hsisc hen

Justizvollzuges

Struktur des Anstaltsspezifischen Gesundheitsmanagements

Umsetzung der Maßnah-
men und Vorschläge

 Rückmeldung an die GZ
 Fest legung eines zeitlichen

Rahmens für die Umsetzung

Kontrolle und
Wirksamkeitsprüfung

 Was wurde mit den Maß-

nahmen erreicht?

Dienstvereinbarung

 Haupt- und
Teilziele festlegen

Diagnose - Ist-Analyse

 Mitarbeiterfragebogen

 Fehlzeitenanalyse
 Arbeitssituationsanalyse
 Interviews

Gesundheitszirkel

 Setzt sich zusammen aus Bedienste-
ten, denen das Thema Gesundheit
wichtig ist, die offen für neue Ideen
und bereit sind, sich dafür einzusetzen

 Nutzt die Kenntnisse und Fähigkeiten
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als
Experten

 Sammelt Lösungsvorschläge und ent-
wickelt konkrete Maßnahmen

 Bearbeitet in der Dienstzeit, mit 5-10
Bediensteten, einen Themenbereich in

5 bis 6 Sitzungen, von je 2 Stunden
 Wird immer von einer Moderatorin/

einem Moderator (extern) geleitet

Steuerungskreis

 Steuert und koordiniert den ge-
samten Prozess

 Ist für den Fortschritt des Prozes-

ses verantwortlich
 Trägt für die geplanten Maßnah-

men relevante Informationen zu-
sammen, plant, bewertet und

entscheidet alle Schrit te
 Schafft Kommunikationsstruktu-

ren in der Anstalt

Fa chbereich Ge sundh eit und Be ratun g im Bild ung sinstit ut des n ds. Ju st izvollzug es - Fuh sestr. 3 0, 292 21 Celle - 051 41/593 9 - 3 51

1.

2 .
3.

4.

5.

6.

„Seit dem Jahr 2008

haben in Niedersachsen

vier Justizvollzugs-

anstalten mit der

Implementierung eines

Gesundheitsmanagement

begonnen...“
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Teilweise wurde bei der Imp-

lementierung die Erf ahrung

gemacht, dass die Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter,

obwohl das AGM im Verlauf e

der Zeit mehrmals bei

Dienst - oder Personal-

v ersammlungen v orgestellt

wurde, kaum inf ormiert

schienen und angaben, keine

Kenntnis über das AGM und

dessen Struktur zu haben.

Andere Behörden berichten

v on ähnlichen Erfahrungen.

Dort zeigte sich allerdings,

dass diese Reaktion durch

eine parallele Einf ührung v on

Maßnahmen und Aktionen

zur Gesundheitsf örderung

v ermindert wurde.

Führungskräfte im Ge-

sundheitsmanagement

Ein wesentlicher Bestandteil

f ür das Gelingen des AGMs

ist die Beteiligung der Füh-

rungskräfte. Sie müssen sich

die Frage stellen "Wie geht

es meinen Mitarbeiterinnen

und Mitarbeitern?", sie müs-

sen sich bewusst sein, dass

ihr gesundheitsbewusstes

Verhalten eine Vorbildf unkti-

on f ür die Belegschaft hat.

Darüber hinaus ist es v on

Bedeutung, welche Einstel-

lung bzw. Überzeugung sie

als Führungskraft zum AGM

v ertreten.

Wichtig ist, dass die Füh-

rungskräfte ihren Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeitern den

Eindruck vermitteln, dass das

AGM ein Angebot zur Verän-

derung und Verbesserung

der Arbeitsbelastungen ist.

und nicht alle damit v erbun-

denen Aktionen ausschließ-

Funktion, da sie die Basis f ür

die weitere Arbeit bildet und

die Frage im Blick behält:

"Was wollen wir tatsächlich

erreichen und v erbessern?

Wo genau liegen die Belas-

tungen unserer Anstalt?"

Erst nachdem man sich über

die altbekannten Kritikpunkte

wie Vorgesetztenv erhalten

und mangelnde Wertschät-

zung ausgetaucht hat, ist

man bereit, auch nach dem

"kleinen Übel" Ausschau zu

halten und sich mit weiterf üh-

renden Belastungsfaktoren

auseinander zu setzen.

Im Rahmen der Ist-Analyse

wurden in den Justizv ollzugs-

anstalten bisher die Erhe-

bungsinstrumente Fehlzei-

tenanaly se, Mitarbeiterbef ra-

gungen und Interv iews ein-

gesetzt.

Die Ergebnisse der v erschie-

denen Erhebungen sind zum

Teil recht unterschiedlich.

Während in der einen Anstalt

die Problematik von Über-

stunden einen signif ikanten

Zusammenhang zu den Fehl-

zeiten auf weist, spielt dieser

in einer anderen Anstalt kei-

ne Rolle. Ähnlich v erhält es

sich mit dem Kriterium Bef ör-

derung. In einer Anstalt zeig-

te sich, dass: je länger die

Zeit der letzten Bef örderung

zurückliegt, desto höher die

Fehltage waren. In einer an-

deren Anstalt konnte dieser

Zusammenhang nicht bestä-

tigt werden.

Diese beiden Beispiele zei-

gen, dass es wichtig ist, den

einzelnen Ursachen auf den

Grund zu gehen und die an-

„Ein wesentlicher

Bestandteil für das

Gelingen des AGMs ist die

Beteiligung der

Führungskräfte“

lich der Reduzierung v on

Fehlzeiten dienen. Fühlen

sich die Beschäftigten grund-

sätzlich wertgeschätzt, wer-

den sie auch das AGM als

Wertschätzung empf inden

und sich um so eher beteili-

gen (Maty ssek, 2008).

In einigen Anstalten in Nie-

dersachsen gab es zu dieser

Thematik bereits erste Füh-

rungskräf teworkshops mit

dem Ziel, die Rolle der Füh-

rungskräfte im AGM zu klä-

ren, ihnen die Bedeutung des

AGMs näher zu bringen und

sie gleichzeitig f ür die eigene

Gesundheit zu sensibilisie-

ren.

Die Erf ahrungen zeigen,

dass es gerade zu Beginn

des AGMs nützlich und hilf -

reich ist, die Führungskräfte

mit "ins Boot" zu bekommen,

denn nur so können von Be-

ginn an offene Kommunikati-

on, Inf ormation und Transpa-

renz gewährleistet werden.

Transparenz

Die Transparenz stellt insbe-

sondere f ür die Kommunikati-

onsstrukturen ein wichtiges

Merkmal im Gesundheitsma-

nagement dar. Regelmäßige

Inf ormationen, in Form v on

Protokollen der Steuerungs-

kreissitzungen und Gesund-

heitsberichte oder andere

Mitteilungen, machen die

aktuellen Entwicklungen f ür

die Belegschaf t jederzeit

erkennbar und gewährleisten

so, dass alle Mitarbeiterinnen

und Mitarbeiter von Anf ang

an mit einbezogen werden

können.

Diagnose am Beispiel Fehl-

zeitenanalyse und Mitar-

beiterbefragungen

Je konkreter eine "Diagnose"

im AGM erstellt wird, desto

gezielter kann „behandelt“

werden. Die so genannte Ist-

Analyse hat im Verlauf des

AGMs eine grundlegende

GESUNDHEITSMANAGEMENT IM JUSTIZVOLLZUG

Die Räumlichkeiten des

Fachbereichs Gesundheit und

Beratung i m Bildungsinstitut

befinden sich

in der Fuhses traße 30 i n Celle

„Die so genannte Ist-

Analyse hat im Verlauf

des AGMs eine

grundlegende Funktion,

da sie die Basis für die

weitere Arbeit bildet...“
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staltsspezif ischen Problem-

f elder herauszuf inden.

Die bisherigen - noch weni-

gen - Untersuchungen im

Rahmen des AGMs lief ern

noch keine einheitlichen Er-

gebnisse. Deshalb ist es

besonders wichtig, dass jede

Anstalt ihre eigene Ist-

Analyse erstellt, um nach

Ursachen zu suchen. Sobald

mehr Untersuchungen und

damit Vergleichswerte zur

Verf ügung stehen, kann nach

landesweiten Trends gesucht

werden.

Bisher konnten im Rahmen

der Bef ragungen und Fehl-

zeitenanalysen die Belas-

tungsf aktoren Schichtarbeit,

Überstunden, Vorgesetzten-

v erhalten, Wertschätzungs-

sy steme identifiziert werden

Der Fachbereich Gesundheit

und Beratung bietet den An-

stalten für die Ist-Analyse

einen Fragebogen an, der

explizit - nach dem Vorbild

der Wirtschaft - f ür den Jus-

tizv ollzug entwickelt wurde.

Gesundheitszirkel - ein

zentrales Element im AGM

Die Gesundheitszirkel stellen

im AGM einen zentralen

Punkt dar, da hier inhaltlich

an konkreten Maßnahmen

gearbeitet wird. Dabei sind

die Kenntnisse und Fähigkei-

ten der Mitarbeiterinnen und

Mitarbeiter gef ragt, die die

Experten f ür ihre jeweilige

Arbeitssituation sind.

Im März 2009 hat der Fach-

bereich Gesundheit und Be-

ratung erstmalig eine Schu-

lung f ür zukünftige Moderato-

Das alles macht Gesund-

heitsmanagement eindeutig

zu einer lohnenden Investiti-

on.

1) Im allgemein wissen-

schaftlichen Gebrauch als

Betriebliches Gesundheits-

management (BGM) be-

zeichnet. Im Justizv ollzug in

Niedersachsen wird der

Begr iff des „An stal ts-

spezifischen Gesundheits-

managements (AGM)“ v er-

wendet, um den besonderen

Rahmenbedingungen, die in

Justizv ollzugsanstalten v or-

herrschen, Rechnung zu

tragen.

Literatur:

K. Matyssek, (2008); In:

DNBGF (Hrsg.). Leuchttürme

in der Betrieblichen Gesund-

heitsf örderung -Beisp ie le

guter Praxis im öffentlichen

Dienst; (S. 14f.)

„Besonders die Fehlzeiten

und das Betriebsklima

werden durch ein

Gesundheitsmanagement

positiv beeinflusst.“

„Der Fachbereich

Gesundheit und Beratung

bietet den Anstalten für

die Ist-Analyse einen

Fragebogen an, der

explizit - nach dem

Vorbild der Wirtschaft - für

den Justizvollzug

entwickelt wurde.“

rinnen und Moderatoren der

Gesundheitszirkel angebo-

ten. 12 Mitarbeiterinnen und

Mitarbeiter aus v erschiede-

nen Anstalten nahmen an

der Veranstaltung teil. Vier

v on ihnen haben im v ergan-

genen Jahr bereits die ersten

Gesundheitszirkel zu den

Themen: Dienstplangestal-

tung, Anerkennung und

W ert sc hät zungssy st em e,

Langzeiterkrankte und ältere

Bedienstete moderiert.

Die Rückmeldungen der Teil-

nehmenden am Gesund-

heitszirkel über dieses Ver-

f ahren waren positiv.

Auch in diesem Jahr wird es

wieder eine "Moderations-

ausbildung" f ür die Gesund-

heitszirkel geben.

Ausblick

Die Erf ahrungen seit 2008

zeigen, dass die Implemen-

tierung eines Gesundheits-

managements Zeit und

manchmal auch Nerven kos-

tet. Insbesondere deshalb,

weil strukturelle Veränderun-

gen die man erreichen möch-

te, sich weder v on heute auf

morgen herausarbeiten noch

umsetzen lassen. Diese Er-

f ahrungen machten auch

andere Behörden und Unter-

nehmen der freien Wirt-

schaft mit dem Ergebnis: Ist

der Anf ang aber erst ge-

macht, werden positive Er-

f ahrungen mit dem Gesund-

heitsmanagement erzielt, die

auf langf ristige Verbesserun-

gen hinweisen. Besonders

die Fehlzeiten und das Be-

triebsklima werden durch ein

Gesundheit sm anagement

positiv beeinf lusst.

Insbesondere f ür die Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter

ist eine wichtige Erkenntnis,

dass sie selbst im Mittelpunkt

des Interesses stehen und

Strukturen selbst mitgestal-

ten können.

Kontakt:

Andrea Küchler

Telefon

0 51 41 / 59 39 - 351

E-Mail

andrea.kuechl er

@justiz.niedersachsen.de

GESUNDHEITSMANAGEMENT IM JUSTIZVOLLZUG

Seminarempfehlung:

„Als Führungskraft

gesund bleiben und

gesundheitsgerecht

führen - Führungs-

kräfte im AGM“

vom 22. bis 23.

November 2010 in

Celle

mailto:andrea.kuechler@justiz.niedersachsen.de
http://www.fajv.de/html/veranstaltungen.html
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Der Strafvollzug kostet, aber warum ist er in einigen

Bundesländern 60 Prozent teurer als anderswo?

von Horst Entorf

KOSTEN- UND NUTZENANALYSE DES STRAFVOLLZUGES

Die Tatsache, dass Straf -

v ollzug und Resozialisierung

mit hohen f inanziellen Aus-

gaben v erbunden sind, zeigt

sich schon allein beim Blick

auf die hohe Zahl v on Alko-

hol- und Drogenabhängigen

sowie v on Viruskrankheiten

in deutschen Justizv ollzugs-

anstalten. Eine Auswertung

der Daten einer bundeswei-

ten Befragung von 1.771

Haf tinsassen und von de-

ren 31 Anstaltsleitungen

(siehe Entorf et al., 2008,

f ür Einzelheiten der Erhe-

bung) ergibt ein erschre-

ckendes Ergebnis.

Entsprechend der Anga-

ben der Haftinsassen ge-

ben 33,1% v on ihnen an,

alkohol- oder/und drogen-

krank zu sein. Dabei wird

deutlich, dass die Gefähr-

dung bei den jüngeren

nen Haftinsassen deutlich

unter der Schätzung der

Anstaltsleitungen liegt, die

den Anteil in den Anstalten

sogar auf ca. 14% schät-

zen. Allein die Suchtbe-

handlung und die Krank-

heitskosten dieser Gruppen

stellen daher beträchtliche

Kostenf aktoren dar. Gleich-

zeitig ist die Behandlung

der Inhaftierten unumgäng-

konsumiert werden. Die

Anstaltsleitungen haben die

Anteile f ür „ihre“ eigenen

Anstalten sogar noch höher

eingeschätzt und kommen

im Durchschnitt (über alle

Altersgruppen hinweg) auf

über 50%. Auch die Anga-

ben über die Zahl der Vi-

ruserkrankungen sind alar-

mierend hoch, wobei die

6,1%- Angabe der betroffe-

lich, da gerade Drogen-

und Alkoholabhängigkeit zu

den Faktoren gehören, die

den Rückf all am wahr-

scheinlichsten machen.

Kenntnis der Tageshaft-

kosten, aber Unkenntnis

über die dafür erbrachten

Leistungen

In Anbetracht der Tatsache,

dass es sich zumeist um

Personal- und Investitions-

höher ist als bei den älte-

ren Insassen (bei den un-

ter 25-Jährigen sind es

insgesamt 38,5 %, gegen-

über 20,0 % bei den über

45-Jährigen). Außerdem

gibt es erwartungsgemäß

altersabhängige Präferen-

zen: Ältere (ab 45) sind

eher a lk oholabhängig

(16%), während bei den

jüngeren (bis 25) vorzugs-

weise Drogen (29,4%)

Pro f. D r. H orst En tor f

Professur für Ökonomie an der

Goet he-U niv ers i t ä t in

F r a n k f u r t a m M a i n

„Allein die Suchtbehandlung

und die Krankheitskosten

dieser Gruppen stellen

daher beträchtliche

Kostenfaktoren dar.“

Tabelle: Prozentuale Anteile von Drogen- und Alkoholabhängigen sowie von Personen

mit einer Viruserkrankung (HIV, Hepatitis,..) im deutschen Strafvollzug

Anmerkung: *) n=1508, **) n=350 , ***) n=310. Datenquelle: Darmstädter Insassen- und

Anstaltsleitungsbef ragung (siehe Entorf, Mey er und Möbert, 2008); eigene Berechnung.

Bef ragte Gruppe

(Zahl der Antworten)

Drogen Alkohol Alkohol
und

Drogen

Personen mit
Viruserkran-

kung

Anstaltsleitungen

(n = 25)
26,3 24,1 (k.A.) 14,2

Haf tinsassen

(n=1682)
13,9 12,4 6,8 6,1*

Haf tinsassen bis unter 25
Jahre (n=397) 19,1 9,1 10,3 3,1**

Haf tinsassen ab 45 und
älter (n = 338) 4,1 15,1 0,9 1,9***
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kosten f ür Unterbringung,

Resozialisierung usw. han-

delt, sollte es relativ leicht

s e in , d ie „bet r iebs -

wirtschaftlichen“ Kosten des

Justizv ollzugs zu messen.

Allerdings stellt man schnell

f est, dass auch deren Erfas-

sung Schwierigkeiten berei-

tet und wenig transparent ist.

Eine Möglichkeit besteht

darin, sich die Einzelhaus-

haltspläne der jeweiligen

Justizministerien der Länder

anzuschauen. Auf dieser

Grundlage wurden in der

Studie v on Entorf, Mey er

und Möbert (2008) die

Hauptgruppen der Einnah-

men- und Ausgabenseite

gegenübergestellt, um die

so genannten Haushalts-

zuschüsse zu ermitteln, die

auf einen Inhaftierten ent-

f allen. Die sichf ür das Jahr

2004 ergebende Spann-

weite lag zwischen rund

22.200 Euro in Thüringen

und 48.800 Euro in Bran-

denburg. Seither haben

sich die Zahlen etwas ein-

geebnet (vermutlich wegen

mittlerweile wegf allender

Baukosten in ostdeutschen

Bundesländern), wie aktu-

ellere Angaben des Statis-

tischen Bundesamtes in

nahmen der Justizv ollzugs-

anstalten von deren Ge-

samtausgaben abgezogen.

Diese Differenz wird – un-

abhängig v on der Deliktart

– durch die Zahl der Haftta-

ge div idiert. Die Zahl der

Haf ttage entspricht allen

Verpf legungstagen eines

Jahres aller Insassen des

gleichen Jahres. Getrennt

d a v o n w i r d e i n

„Baukostensatz“ berechnet,

bei dem die Summe der für

Baum aßnahmen auf ge-

wandten Mittel durch die

Haf ttage geteilt wird. Durch

die Trennung in Tageshaft-

ses der Länder auf ein bun-

deseinheitliches Schema

(Details sind in Entorf et al,

2008, einsehbar) zur Er-

mittlung der Tageshaftkos-

ten. Die Justizministerien

der Länder ermitteln die

durchschnittlichen Haftkos-

ten pro Tag und pro Inhaf-

tierten aus der Summe der

Angaben ihrer Justizv oll-

zugsanstalten. Zur Berech-

nung dieser Tageshaftkos-

ten werden sämtliche Ein-

35.300 Euro, am unteren

Ende rangieren neben

Sachsen dicht beieinander

Bay ern 24.400, Baden-

Württemberg und Thürin-

gen (jeweils 24.300) und

Bremen (23. 800) . Im

Durchschnitt, so besagt die

Veröffentlichung des Statis-

tischen Bundesamtes, la-

gen die Kosten bei rund

29.000 Euro pro Inhaftier-

ten (im Jahr 2004 waren es

laut Entorf et al. ca. 31.000

Tsd. Euro). Der Großteil

dav on, nämlich etwa 70%,

f allen auf Personalausga-

ben.

Die zweite Möglichkeit der

Kostenermittlung besteht in

d e r s o g en an nt e n

„ T a g e s h a f t k o s t e n -

rechnung“. Im Jahre 1994

einigten sich alle Bundes-

länder auf der 80. Tagung

des Strafvollzugsausschus-

der Broschüre „Justiz auf

einen Blick“ (2008) zeigen.

Demnach schwanken die

lauf enden Ausgaben je

Gef angenen im Justizv oll-

zug in den 16 Bundeslän-

dern zwischen 36.100 Euro

in Brandenburg und 22.600

Euro in Sachsen – was

immerhin noch ein Unter-

schied von rund 60% ist.

Auf dem zweiten Platz liegt

Schles wig-H olst e in m it

Goethe-Universität

Frankfurt am Main

„Im Durchschnitt, so besagt

die Veröffentlichung des

Statistischen Bundesamtes,

lagen die Kosten bei rund

29.000 Euro pro Inhaftierten.“

KOSTEN- UND NUTZENANALYSE DES STRAFVOLLZUGES
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kosten und Baukostensatz

ist die Tageshaftkostenrech-

nung aufschlussreicher als

die Betrachtung der undiffe-

renzierten Landeszuschüs-

se. So liegt zwar auch hier

Brandenburg bei Betrach-

tung der Gesamtsumme an

der Spitze (120 Euro pro

Tag, das sind 43.800 im

Jahr; Angabe f ür 2003), je-

doch sind dav on 32 Euro

den Bauinv estitionen zuzu-

rechnen. Bei den reinen

Tageshaf tkosten bef indet

sich gemäß unserer Studie

Hamburg an erster Position

(92 Euro), gef olgt v on

Schles wig-H olste in (91

Euro). Am unteren Ende

bef inden sich Sachsen (71

Euro) und Bay ern (63 Eu-

ro).

Grundsätzlich ist zu hinter-

fragen, ob - entsprechend

der Kostenunterschiede –

auch entsprechende Leis-

tungsunterschiede in den

Bundesländern existieren,

also v or allen bei den

Rückfällen und beim Krimi-

nal itätsauf kommen der

Länder. Was die Kriminali-

tät allgemein angeht, steht

Bay ern bekanntlich ver-

gleichsweise gut dar. Das

liegt allerdings auch an

weiteren Faktoren, wie

beispielsweise der eher

günstigen ökonomischen

Situation des Landes. Hin-

sichtlich der Rückf allquote

gibt es jedoch keine ver-

lässlichen Daten. Nachwie-

v or gibt es nur bundeswei-

te Statistiken über Rück-

f allquoten (Jehle et al.,

2003). Es wäre sehr zu

hoffen, dass in der dem-

nächst anstehenden Neu-

lag die die Anzahl der

„Sozialarbeiter/ -innen und

Diplompädagogen/ -innen“

je 100 Gef angenen zwi-

schen 3,12 in Berlin und

2,59 in Niedersachsen auf

der einen Seite und bei

1,07 in Bay ern und 0,93 in

Thüringen auf der anderen

Seite der Skala, der Quo-

tient schwankt also um

mehr als den Faktor drei.

Einmal mehr stellt sich die

Frage, ob dieser erhöhte

Personalauf wand gerecht-

f ertigt ist. Einer der Gründe

besteht ev entuell in der

U nterschiedl ichk eit der

Stadt- und Flächenstaaten.

So bedürf en die Insassen

in den Stadtstaaten eine

intensiv ere Betreuung we-

gen der dort höheren Antei-

le v on Drogenabhängigen

und Jugendlichen an den

Gef angenen und auch die

maßnahmen in den 31 An-

stalten der Stichprobe. Da

zukünf tige Arbeitsmark-

chancen die Rückf allwahr-

scheinlichkeit beeinf lussen,

wird f olgerichtig viel Wert

auf Integrations- und Aus-

bildungsprogramme gelegt.

Die Erhebung der Perso-

nalsituation zur Betreuung

v on Straftätern durch quali-

f iziertes Personal ergibt

eine große Variation: So

che regionale Rückfallquo-

ten den Bürgern der Länder

v orenthalten werden soll.

Die Gründe für die hohen

Diff erenzen der betriebs-

wirtschaftlichen Kosten sind

teilweise erklärbar, zu ei-

nem größeren Teil liegen

sie aber wegen bisher noch

nicht flächendeckend ver-

f ügbaren Kostenstel len-

rechnungen im Dunklen.

Der in Entorf et al. (2008)

unternommene Versuch,

die Variation der Ausgaben

nachzuv ollziehen, offenbart

eine große Bandbreite kos-

tenwirksame Resozialisie-

rungs- und Behandlungs-

auf lage der ersten Rückfall-

studie endlich auch länder-

spezif ische Rückf allquoten

v eröffentlicht werden. Nur

so kann Rechenschaft dar-

über abgelegt werden, ob

der jeweils eingeschlagene

landesk riminalpo li tis che

Weg beibehalten werden

kann oder auf den Prüf-

stand gehört. Es ist nicht

einzusehen, warum das

Wissen über unterschiedli-

„Die Gründe für die hohen

Differenzen der

betriebswirtschaftlichen

Kosten sind teilweise

erklärbar, zu einem größeren

Teil liegen sie aber wegen

bisher noch nicht

flächendeckend verfügbaren

Kostenstellenrechnungen im

Dunklen.“

KOSTEN- UND NUTZENANALYSE DES STRAFVOLLZUGES
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Baukosten der Städte dürf -

ten die der Flächenstaaten

deutlich übersteigen.

Niedrige Kosten in Bayern

u n d a n d e r e n

„Südstaaten“: Effizienz

oder Fahrlässigkeit?

Dennoch bleibt unklar, wa-

rum die „Südstaaten“ Bay -

ern, Baden-Württemberg,

Thüringen und Sachsen

mehr als 10.000 Euro pro

Jahr und Gefangenen weni-

ger ausgeben können als die

„Nordstaaten“ Branden-

burg und Schles wig-

Holstein (also bei Be-

schränkung des Vergleichs

auf Flächenstaaten). Soll-

ten wir uns nicht ernsthaft

Sorgen machen, dass z.B.

in Bay ern die Resozialisie-

rung sträflich vernachläs-

sigt wird, so dass die dorti-

ge Rückf allquote deutlich

hinter der von Schleswig-

Holstein zurückf ällt? Und

f alls wir bei dieser Frage

keinen Anlass zur Besorg-

nis sehen, so bleibt not-

wendigerweise die zweite

Frage im Raume stehen:

Sind die hohen Unterschie-

de in den Haftkosten der

Länder wirklich gerechtfer-

tigt oder handelt es sich

möglicherweise um eine

unzweckmäßige Verausga-

bung v on Steuergeldern?

Wie ist Ihre Meinung? Dis-

kutieren Sie in unserem

Justizf orum unter http://

www.f a jv .de/ htm l/just iz-

f orum.html

ministerium der Justiz, Ber-

l in, 2003, in: htt p://

www.bm j.bund.de/media/

a r c h i v e / 6 3 2 . p d f

(05.01.2009).

Statistisches Bundesamt,

Justiz auf einen Blick,

h t t p: // www. des t at is. de/

jetspeed/portal/ cms/Sites/

des t at is / I n t er net / D E/

C ont ent / Publ ik at ionen/

B r o s c h u e r e n /

JustizBlick,property =f ile.pdf

(08.03.2010)

Literatur:

Entorf, H., S. Meyer und J.

Möbert, Evaluation des

Justizvollzugs: Ergebnisse

einer bundesweiten Feld-

studie, Heidelberg, 2008.

Jehle, J.-M., W. Heinz und

P. Sutterer, Legalbewäh-

rung nach strafrechtlichen

Sanktionen: Eine kommen-

tierte Rückf allstatistik, he-

rausgegeben vom Bundes-

„Sind die hohen

Unterschiede in den

Haftkosten der Länder

wirklich gerechtfertigt oder

handelt es sich

möglicherweise um eine

unzweckmäßige

Verausgabung von

Steuergeldern?“

Kontakt:

Prof. Dr. Horst Entorf

Telefon

069/798-34765

E-Mail

entorf@wi wi.uni-frankfurt.de

KOSTEN- UND NUTZENANALYSE DES STRAFVOLLZUGES

Seminarempfehlung:

„Machen Sie nicht das

Beste, sondern das Richtige!

Praxisorientiertes Manage-

ment für Führungskräfte“

vom 20. bis 21. September

2010 in Celle

http://fajv.de/tinc?key=1BA1MvLI&start=-1&reverse=1
http://www.fajv.de/html/veranstaltungen.html
mailto:entorf@wiwi.uni-frankfurt.de
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Mediation im niedersächsischen Justizvollzug

v o n G a b r i e l e F ö r s t e r l i n g

„Die Teilnahme an einer

Mediation ist immer

freiwillig.“

MEDIATION IM NIEDERSÄCHSISCHEN JUSTIZVOLLZUG

Was ist Mediation?

Dass die Begriffe „ Mediati-

on“ und „Meditation“ noch

manchmal verwechselt wer-

den, bzw. in einer f reudschen

Fehlleistung ähnelnden Les-

art „Meditation“ statt

„Mediation“ entziffert werden,

ist im Grunde gar nicht so

weit hergeholt. Handelt es

sich doch bei der Mediation

um einen entspannten, ruhi-

gen und geschützten Um-

gang mit Konf likten, Prob-

lemlagen und Streitigkeiten

zwischen einzelnen Perso-

nen oder ganzen Gruppen.

Das Verf ahren der Mediation

wurde in den 60er und 70er

Jahren in den USA entwi-

ckelt. Mediation bedeutet

Vermittlung durch einen

(externen) Dritten - dem Me-

diator / der Mediatorin - als

neutraler Mittler, der v on

allen Seiten anerkannt wird.

Es liegt alleine in den Hän-

den der Teilnehmerinnen und

Teilnehmern, eine f ür alle

Parteien akzeptable Lösung

zu gestalten, einen Schieds-

spruch oder ein Urteil durch

die Mediatorinnen und Medi-

atoren gibt es nicht, sie f üh-

ren lediglich durch den Pro-

zess und helfen auf einem

ganz unbürokratischen Weg

eine Lösung zu finden.

Warum Mediation?

Mediation bei beruflichen

Konf likten und Problemlagen

ist auch wirtschaftlich sinn-

v oll. Nicht geklärte Konf likte

im beruflichen Kontext v erur-

sachen Blockaden und man-

gelnde Kooperationsbereit-

schaft, die unter Umständen

bis zur inneren Kündigung

f ühren und sich weiterhin in

Fehlzeiten und in Erkrankun-

gen ausdrücken können.

Aktiv e Konf liktbearbeitung

v erbessert die Kommunikati-

on in einem Unternehmen

und trägt maßgeblich zu ei-

ner positiven Unternehmens-

kultur und der Verbesserung

des Arbeitsklimas bei. Zu-

dem werden die Kompeten-

zen der Beteiligten genutzt

und erweitert, neuartige Lö-

sungen gef unden und die

Zuf riedenheit am Arbeitsplatz

gesteigert.

Mediation in Niedersach-

sen

Nachdem das Verf ahren der

Mediation in v ielen Bereichen

in Deutschland Einzug gehal-

ten hat, z.B. in Familienstreit-

sachen, in der Wirtschaft, in

der Umweltpolitik, im Täter-

Opf er-Ausgleich, hat das

Niedersächsische Ministeri-

um der Justiz im Rahmen der

Personalentwicklung im Jahr

2003 in Zusammenarbeit mit

dem Waage-Institut in Han-

nov er, eine umfassende Aus-

bildung f ür Mitarbeiterinnen

und Mitarbeiter des nieder-

sächsischen Justizv ollzuges

zu Mediatorinnen und Media-

toren auf den Weg gebracht.

Ziel war und ist, mit Kompe-

tenz und Methode auf v oll-

zugsinterne Konf likte zu rea-

gieren.

16 Kolleginnen und Kollegen

aus den unterschiedlichsten

Vollzugsanstalten und Abtei-

lungen nahmen an der über

zwei Jahre dauernden f un-

dierten Ausbildung zur Medi-

atorin / zum Mediator teil und

bilden sich regelmäßig wei-

ter. Inzwischen gibt es 20

Mediatorinnen und Mediato-

ren. In fast jeder Hauptan-

stalt und dem Bildungsinstitut

stehen sie als erste An-

sprechpartnerinnen und An-

sprechpartner bei allen denk-

baren Konf likten, bei als

problematisch erlebten Ar-

beitssituationen, festgef ahre-

nen Streitigkeiten etc., zur

Verf ügung.

Auch in beratenden Einzel-

gesprächen, wenn es bei-

spielsweise um einen sog.

„inneren Konf likt“ geht, unter-

stützen die Mediatorinnen

und Mediatoren gerne mit

einem Klärungsgespräch.

Eine aktuelle Liste der Medi-

atorinnen und Mediatoren ist

dem jährlich erscheinenden

Aus- und Fortbildungspro-

gramm des Bildungsinstituts

des niedersächsischen Jus-

tizv ollzuges zu entnehmen.

Die Mediation eignet sich im

Arbeitsf eld Justizv ollzug bei

vielf ältigen Problemen und

Konf liktsituationen, zum Bei-

spiel bei Konflikten zwischen

Bedienstet en oder gar

Teams, bei konfliktbehafteten

Situationen zwischen Be-

diensteten und Inhaftierten,

im Täter-Opf er-Aus gle ich

(TOA) zwischen Inhaftierten

und Opf ern und bei Konflik-

ten inf olgev on Umorganisati-

onsprozessen.

Während einer Klärung

- einer Mediation - geht es

überwiegend unauf geregt zu,

es gibt Zeit und Raum f ür

Gef ühle, Bef ürc htungen,

Interessen und Positionen.

Zeit zum Austausch, zum

Gab ri el e F ör sterli ng

Justizvollzugsbeamtin der

JA Hameln, Abt. offener

Vollzug Göttingen und

Mediatorin
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Verstehen der Haltung des/

der Anderen, Zeit aber auch,

eigene Bedürf nisse und

Grenzen zu v erdeutlichen. Im

Rahmen einer Mediation

werden nicht selten neue,

v öllig innov ativ e Wege ent-

deckt, mit einem Konf likt

oder einer Problemlage um-

zugehen.

Für dieses gute und angst-

freie Klima während einer

Mediation sorgt die Mediato-

rin / der Mediator. Sie f ühren

durch die v erschiedenen

Stuf en einer Konfliktklärung

und behalten den Überblick,

auch bei einer unübersichtli-

chen Gemengelage. Die Me-

diatorinnen und Mediatoren

achten auf einen wertschät-

zenden Umgang miteinan-

der, sorgen f ür Ausgewogen-

heit der Wortbeiträge und

greif en ein, wenn im Eif er

des Gefechtes der gute Ton

einmal auf der Strecke blei-

ben sollte. Mediatoren sind

allparteilich, sie erkennen

grundsätzlich die Haltungen

aller Parteien an und bewer-

ten sie nicht.

Die Mediatorinnen und Medi-

atoren unterstützen die Be-

teiligten darin, eigene Lösun-

gen zu f inden – denn nie-

mand kennt sich in dem Kon-

f likt und in den möglichen

Lösungen und Auflösungen

so gut aus, wie die Streitpar-

teien selbst.

Außerdem v ertrauen die Me-

diatorinnen und Mediatoren

auf die Kompetenz der Medi-

anten (so werden die Kon-

f liktparteien auch bezeichnet)

und unterstützen immer

dann, wenn es nötig ist,

sen werden.

Nur wenn es von den Medi-

anten aus drückl ich ge-

wünscht wird, werden Ergeb-

nisse oder Vereinbarungen

aus der Mediation an v orge-

setzte Stellen weitergege-

ben. Generell werden die

Inhalte der Mediation streng

v ertraulich behandelt.

Ferner ist es möglich, noch

einmal einen Folgetermin f ür

ein späteres Treffen zum

Überprüf en der Vereinbarun-

gen und / oder für ein Feed-

back abzustimmen.

Ausblick

Um die Methode bekannter

und f ür alle zugänglich zu

machen, ist eine allgemeine

Vorstellung des Mediations-

v erfahrens fester Bestandteil

in der Ausbildung im mittle-

ren allgemeinen Vollzugs-

dienst geworden.

Durch das Mediationsverf ah-

ren ist es in der Vergangen-

heit v ermehrt gelungen, lang

schwelende Konflikte zu lö-

sen, eine Selbstklärung zu

f ördern, Ressourcen zu stär-

ken und den Umgang mit

Konf likten prof essioneller

werden zu lassen.

Mediation im Justizv ollzug ist

eine eff iziente Methode v er-

traulich, freiwillig, eigenv er-

antwortlich um gemeinsam

Lösungen zu entwickeln und

an einem positiven Arbeitskli-

ma aktiv mitzuwirken.

„Ein guter Streit endet mit

einer Einigung

– nicht mit einem Sieg!“

(Voltaire)

beispielsweise wenn sich die

Parteien „im Kreis drehen“

oder die Atmosphäre durch

Vorwürf e droht "giftig" zu

werden.

Alle in diesem Rahmen statt-

f indenden Gespräche sind

streng v ertraulich und die

Inhalte werden an nieman-

den weiter gegeben.

Anbahnung einer Mediati-

on oder eines Beratungs-

gesprächs

Treten Konf likte auf, können

sich die Parteien selbst oder

auch ein Dritter (zum Beispiel

eine Kollegin / ein Kollege

oder Vorgesetzte) direkt an

die Mediatorin oder den Me-

diator in der Anstalt oder an

die Koordinationsstelle im

Fachbereich Gesundheit und

Beratung im Bildungsinstitut

des niedersächsischen Jus-

tizv ollzuges wenden. Kommt

es zu einer Mediation, wer-

den die Medianten in der

Regel aber an eine(n)

„f remden“ Mediatorin oder

Mediator aus einer anderen

Anstalt vermittelt, um so eine

mögliche Befangenheit aus-

zuschließen.

Ist eine „passende“ Mediato-

rin bzw. ein "passender" Me-

diator gef unden, werden mit

den beteiligten Justizv oll-

zugsanstalten die Übernah-

me ev entuell anf allender

Fahr- und Reisekosten ge-

klärt und die Termine zwi-

schen der Mediatorin / dem

Mediator und den Median-

ten indiv iduell abgestimmt.

Die Mediationstreffen, die

sich in der Regel auf meh-

rere Termine verteilen, wer-

den allen Beteiligten als

Dienstzeit angerechnet.

Wünschen die Medianten

eine schriftliche Vereinba-

rung zum Festhalten ihrer

Ergebnisse und Abspra-

chen, kann ein entspre-

chender Kontrakt geschlos-

Kontakt:

Gabriele Försterling

Telefon

0 55 1 / 50 72 - 754

Koordinatorin:

Andrea Küchler

Telefon

0 51 41 / 59 39 - 351

E-Mail

andrea.kuechl er

@justiz.niedersachsen.de

MEDIATION IM NIEDERSÄCHSISCHEN JUSTIZVOLLZUG

Seminarempfehlung:

„Verständnis fürein-

ander - starkes Team.

Vertrauensvolle

Zusammenarbeit

zwischen Dienststelle

und Personalrat“

am 14. September

2010 in Celle

http://www.fajv.de/html/veranstaltungen.html
mailto:andrea.kuechler@justiz.niedersachsen.de
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 Unterstützung sowie Beratung bei

Projekten und Organisationsent-

wicklung

 Konzeption und Durchf ührung indi-

vidueller Personalauswahlv erf ah-

ren (Assessment Center) für Füh-

rungskräfte

 Förderung und Weiterentwicklung

v on Nachwuchsführungskräften im

Rahmen von Managementtrai-

nings

 Beratung und Coachingv on

Führungskräften in herausf ordern-

den Situationen

 Inf ormationen über Trends und

aktuelle Veränderungsprozesse im

Justizv ollzug im Sinne einer

Vernetzung und Kommunikation, u.

a. durch die Herausgabe unseres

Newsletters

 Entwicklung „maßgeschneiderter“

organisationsspezif ischer

Personalentwicklungs-Konzepte

An Führungskräfte werden hohe

Anf orderungen gestellt, an Füh-

rungskräfte im Justizv ollzug Anforde-

rungen ganz besonderer Art. Auf sie

konzentrieren sich nicht nur Erwar-

tungen v on Mitarbeiterinnen und

Mitarbeitern, sondern auch von Ge-

f angenen und v on der Öffentlichkeit.

Erwartungen, die nicht einfach zu

erf üllen sind. Wie können vorhande-

ne Ressourcen besser genutzt wer-

den? Wie können Veränderungspro-

zesse begleitet und Innov ationen

initiiert werden?

Wir unterstützen Führungskräfte im

Justizv ollzug bei der Wahrnehmung

ihrer v ielf ältigen Aufgaben.

Wir bieten an:

 Organisation von Veranstaltun-

gen zu zukunf tsorientierten The-

men f ür eine effiziente und wirt-

schaftliche Unternehmens- und

Organisationsführung

Die Führungsakademie ...

www.fajv.de

Unsere nächsten Veranstaltungen (Auszug)

Das gesamte Jahresprogramm 2010 können Sie als pdf-Datei
im Internet unter www.fajv.de herunterladen.

Datum Thema

01. - 02.06.2010
„Führungskräftetraining für alte Hasen“

- Führungskräftetrainingf ür langjährige Führungskräfte (Teil 1)

07.06.2010 Inhalte, Ziele und Kommunikation im Mentoring-Prozess

07. - 08.09.2010
„Vollzug in Veränderung“ - Neue Entwicklungen in Technik und

Gestaltung des Justizv ollzuges

09. - 10.09.2010
„Organisationsentwicklung“ - Neue Ideen und Lernprozesse wirk-

sam in den Justizv ollzugseinrichtungen gestalten (1. Modul)

14.09.2010
„Verständnis f üreinander - Starkes Team“ - Vertrauensvolle

Zusammenarbeit zwischen Dienststelle und Personalrat

20. - 21.09.2010
„Machen Sie nicht das Beste, sondern das Richtige!“

- Praxisorientiertes Management für Führungskräfte

22. - 23.09.2010 Aufstand der Indiv iduen

Die Räumlichkeiten der Führungsakademie

befinden sich i n der Fuhsestraß e 30 in C elle

http://www.fajv.de/html/veranstaltungen.html
http://www.fajv.de
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www.fajv.de

Ihre Ansprechpartner für die Bereiche:

Führungsseminare, Personalförderprogramme, Organisationsberatung, Coaching

Rolf Koch Pädagoge

Telefon: (0 51 41) 59 39 459
E-Mail: rolf.koch@justiz.niedersachsen.de

Nachwuchsfördertrainings, Assessment Center, Organisationsberatung, Coaching

Kay Matthias Diplom-Psychologe

Telefon: (0 51 41) 59 39 449
E-Mail: kay.matthias@justiz.niedersachsen.de

Steuerungsverfahren, Betriebswirtschaft, Organisationsberatung, Coaching

Iris Werner Supervisorin

Telefon: (0 51 41) 59 39 469
E-Mail: iris.werner@justiz.niedersachsen.de

Veranstaltungsorganisation, Marketing, Rechnungswesen, Verwaltung, Newsletter

Michael Franke Diplom-Kaufmann

Telefon: (0 51 41) 59 39 479
E-Mail: michael.franke@justiz.niedersachsen.de

Veranstaltungsorganisation, Seminarvorbereitung, Verwaltung

Rita Stadie Bürokauffrau

Telefon: (0 51 41) 59 39 489
E-Mail: rita.stadie@justiz.niedersachsen.de

Impressum

ViSdP:

Führungsakademie im Bildungsinstitut des niedersächsischen Justizv ollzuges
Fuhsestraße 30
29221 Celle
Internet: www.f ajv.de

Lay out:

Michael Franke, Führungsakademie

Titelbild:

PHOTOCASE (www.photocase.com)

Auf lage:

ausschließlich als pdf -Datei, 50 Druckexemplare
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